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SPD streitet um Postmonopol und
Mindestlohn für Postdienste
Handelsblatt, 26.4. rül. Nicht nur bei
den Gewerkschaften, auch in der SPD
hat die Zustimmung des Parteivorsit-
zenden Beck gegenüber Kanzlerin Mer-
kel,das Briefmonopol der Post zum Jah-
resende ohne Einschränkungen auslau-
fen zu lassen, zu erheblichem Ärger ge-
führt.Das „Handelsblatt“ berichtet,auf
der SPD-Fraktionssitzung am 25.4. im
Bundestag habe es offenen Streit dar-
über gegeben.Hintergrund sind die Sor-
gen der ohnehin schon schlecht verdie-
nenden Postbeschäftigten vor einer wei-
teren Ausbreitung von Dumpinglöhnen
in diesem Bereich. Nicht nur die Ge-
werkschaften, auch der Vorstand der
Post AG haben deshalb wiederholt ge-
fordert, bei einem Auslaufen des Brief-
monopols wenigstens die Regeln des
Entsendegesetzes auf diesen Bereich
auszudehnen und den für die Postbe-
schäftigten geltenden Tarif allgemein-
verbindlich für alle Konkurrenten zu
erklären. Das steht nun in den Sternen.
Die CDU/CSU weigert sich, einer sol-
chen gesetzlichen Korrektur zuzustim-
men. Mit seiner Zusage gegenüber Mer-
kel hat Beck nach Meinung von SPD-
Abgeordneten leichtfertig eine Chance
für Mindestsicherungen verspielt.
Nachfragen, ob Beck als Gegenleistung
von der Union irgendwelche Zusagen
erhalten habe,wurden aus der SPD laut
„Handelsblatt“ dementiert: „Da ist lei-
der nichts“.

Siemens und die US-Börsenaufsicht 
Handelsblatt, 27.4. rül. Dem Siemens-
Konzern droht nach einem Bericht des
„Handelsblatts“ „ein unangenehmes
Nachspiel zu der Korruptionsaffäre“.
Die US-Börsenaufsicht SEC hat eine
formelle Untersuchung gegen den Kon-
zern eingeleitet. „Sollte die SEC einen
Verstoß gegen US-Wertpapiergesetze
feststellen, droht den Münchnern nicht
nur eine Geldstrafe in Millionenhöhe.
Sie müssen zudem auch mit zivil- und
strafrechtlichen Verfahren sowie mit ei-
ner Welle von Aktionärsklagen rech-
nen“, schreibt die Zeitung. US-Rechts-
experten rechneten mit einem „rigoro-
sen Vorgehen“. Auch das US-Justizmi-
nisterium habe Ermittlungen aufge-
nommen. Schmiergeldzahlungen sind
nach dem so genannten Foreign Cor-
ruption Practices Act (FCPA) von 1977
auch für Unternehmen verboten, die in
den USA nur an der Börse registriert
sind. Ein ähnliches Verfahren läuft be-
reits gegen DaimlerChrysler. Der Kon-
zern musste deshalb inzwischen seine
Bilanzen für 2003 und 2004 korrigieren,
was den Gewinn um 64 Millionen Euro
verringert. Daimler droht zudem eine
empfindliche Geldstrafe, nach dem Be-

richt „bis zu 500 Millionen Euro“. Für
den Siemens-Konzern könnten die
schmutzigen Praktiken aus der Ära von
Pierer am Ende noch erheblich teurer
werden.

European Patrols Network gegen
Migranten 
Neues Deutschland, 25.4. hav. Ende
Mai, so ist aus dem Frontex-Oberkom-
mando in Warschau zu erfahren,wird an
den südlichen EU-Küsten ein perma-
nentes European Patrols Network
(EPN) installiert. Es ist, so Exekutivdi-
rektor Oberst Ilkka Laitinen, „ein sehr
wichtiges Schlüsselelement“ des ein-
heitlichen EU-Überwachungssystems.
Im Rahmen ihrer EU-Ratspräsident-
schaft setzt sich die Bundesrepublik
sehr für den Ausbau von Frontex ein.
Jüngst wurde eine Verordnung zur Bil-
dung von „Soforteinsatzteams für
Grenzsicherungszwecke“ auf den Weg
gebracht. Dabei nutzt man Erfahrun-
gen, die deutsche Grenzpolizisten bei
der Ausbildung von Kollegen in Polen,
Tschechien, in der Ukraine, in Molda-
wien oder den baltischen Staaten ge-
wonnen haben. Deutschland hat die
Struktur osteuropäischer Grenzschutz-
organisationen wesentlich geprägt.
Derzeit ist man bei der „Errichtung
bzw. Modernisierung“ der 2508 Kilo-
meter langen Grenze Rumäniens. Gut
ein Zehntel der Geräte wird aus ande-
ren EU-Ländern zugeliefert. Die
Höchsthaftung des Bundes für das Pro-
jekt beträgt 325,3 Millionen Euro. Al-
lein diese Summe zeigt,was neben Fron-
tex — die Agentur hat 2007 einen Etat
von 21 Millionen Euro,davon 12,3 Milli-
onen für operative Einsatzmaßnahmen
— für die EU-Ausgrenzungsstrategie
ausgegeben wird. Deutschland ist mit
einem Fünftel an der Summe beteiligt.
Fragen nach dem Haushalt sind das ein-
zige Mittel des deutschen Parlaments
zur Kontrolle. Denn, so die Bundesre-
gierung auf eine FDP-Anfrage: „Fron-
tex hat eine eigene Informations- und
Datenhoheit und steht gegenüber ein-
zelnen Mitgliedsstaaten nicht in einer
Informationspflicht bzw. Pflicht zur
Datenweitergabe. Informationen, die
interne Ablaufprozesse von Frontex
oder Kooperationen mit anderen Mit-
gliedsstaaten betreffen, liegen nicht in
der Zuständigkeit der Bundesregie-
rung.“

EU: Gegen Intoleranz in Polen 
Kurier, 27.4. hav. Der rechtskonservati-
ve Erziehungsminister Marciej Gier-
tych sorgt mit seiner homophoben, ras-
sistischen und antisemitischen Haltung
für Unmut. Das Europaparlament hat
Untersuchungen über die „zunehmen-
de Tendenz zu rassistischer, fremden-
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feindlicher und homophober Intole-
ranz“ in Polen gefordert. Damit solle
sich die EU-Beratungsstelle für Ras-
sismus in Wien befassen, verlangte das
Parlament am Donnerstag in einer Ent-
schließung. Die EU-Kommission in
Brüssel solle ihrerseits prüfen, ob das
von Polen angekündigte Gesetz gegen
Verbreitung von Homosexualität an
Schulen mit dem EU-Vertrag in Ein-
klang zu bringen ist. Außerdem müsse
sie die Umsetzung der Antidiskriminie-
rungs-Richtlinie prüfen und bei Verstö-
ßen eine Klage beim Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) einreichen. An das
Präsidium des Parlaments richtete das
Plenum die Aufforderung, eine Parla-
mentarierdelegation nach Polen zu ent-
senden. Die Abgeordneten sollten sich
vor Ort ein genaues Bild über die Lage
von Homosexuellen und Lesben ma-
chen.Die EU und alle ihre Institutionen
müssten gewährleisten, dass die Rechte
der Menschen in der Union geachtet
werden, stellte das Parlament mit Blick
auf Artikel 6 des EU-Vertrages fest. Er
verankert die Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten als funda-
mentalen Grundsatz der EU.

Kampf um Mindestlohn in Polen
Rund 1.500 Menschen demonstrierten
am 19. April in Wroclaw, Polen vor den
Werktoren der Zeitarbeitsfirma IMPEL
und in de Straßen für Mindestlöhne und
die Rechte von Leiharbeitern (s.auch PB
8, S. 9). Aufgerufen hatte ein breites
Bündnis aus Attac, der Polnischen Par-
tei der Arbeit, Jungen Sozialisten, An-
archisten, der KP Polens, der freien Ge-
werkschaft Sieripien 80, dem Komitee
zur Hilfe und Verteidigung von Arbei-
tern, der Gesellschaft für eine bessere
Welt und Attac. Den Auftakt machte
eine Kundgebung vor den Werktoren der
Firma IMPEL,die damit endete,dass ein
Gewerkschafter mit einer Schubkarre
mit einer Dokumentation der Repressa-
lien dieser Firma gegen das Werkstor
anrannte. Im Zentrum überreichten die
Demonstranten einem Abgeordneten
eine Petition, die sich für die Festan-
stellung von Leiharbeitern nach einer
kurzen Zeit im Betrieb einsetzt. (Quel-
le: Bericht von Markus Heide auf
www.linxnet.de/lavka)

1. Mai: „Du hast mehr verdient“
www.dgb.de, 1.5./Bilder 1. Mai-Kund-
gebung in Hamburg. alk. „Du hast mehr
verdient. Mehr Respekt. Soziale Ge-
rechtigkeit.Gute Arbeit“,so lautete die-
ses Jahr das Motto des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes zum 1. Mai. Ent-
sprechend standen relativ handfeste
Ziele und Forderungen im Mittelpunkt,
zum einen die Forderung nach einem ge-
setzlichen Mindestlohn und zum ande-
ren die breite Mobilisierung der Be-

schäftigten in der Metallindustrie für
eine Tariferhöhung. Die Warnstreiks
sind für die Metallunternehmen ein
deutliches Signal, dass sie nicht mit ge-
ringfügigen Erhöhungen durchkommen
werden.

In Gelsenkirchen sprach sich der
DGB-Vorsitzende Sommer sehr deut-
lich für einen gesetzlichen Mindestlohn
aus: 

„Wenn wir heute für soziale Gerech-
tigkeit demonstrieren, dann ist derzeit
unser wichtigstes Ziel die Abschaffung
von Armutslöhnen. Millionen arbeiten
in diesem Land für Hungerlöhne. Sie
haben etwas gelernt, sie arbeiten hart
und sie können sich und ihre Familien
doch von ihrem Lohn nicht über Wasser
halten. Das ist und bleibt ein sozialer
Skandal. Jeder Tag, der ins Land geht,
ohne dass etwas dagegen getan wird, ist
einer zuviel. Das Problem ist bekannt.

Wir haben die Lösung benannt. Und
jetzt ist es an der Zeit zu handeln. So-
lange sich der Friseurladen in Thürin-
gen weigert, seinen Friseurinnen und
Friseuren mehr als 3,50 € zu zahlen,oder
Wachmänner für fünf Euro beschäftigt
werden,solange also Land auf und Land
ab Arbeitgeber ihre Beschäftigten mit
Hungerlöhnen ausbeuten, so lange
bleibt der Staat gefordert, zu handeln.
Und zwar jetzt.Wir brauchen auch kei-
ne Kombilöhne à la CDU, die doch
nichts anderes sind, als die Tatsache,
dass die Allgemeinheit das Ausbeuter-
tum auch noch finanziert.Wir brauchen
gesetzliche Mindestlöhne. Niemand in
diesem Land soll für weniger als 7,50 €
in der Stunde arbeiten müssen. Das ist
alles andere als üppig. Es ist das abso-
lute Minimum. Dieser Mindestlohn zer-
stört keine Arbeit, sondern ist ein gutes
Instrument zur Bekämpfung von
Schwarzarbeit. In zwanzig europäi-
schen Ländern gibt es einen gesetz-
lichen Mindestlohn. Selbst in den USA
wird er gerade drastisch erhöht. Nur
Deutschland ist mal wieder Schluss-
licht, wie bei den Kinderkrippen auch.
Unsere Mahnung an die verantwort-
lichen Politiker heißt: Der Mindestlohn
ist kein Wahlkampfthema für 2009. Es
ist notwendig, ihn jetzt, im Jahr 2007
einzuführen.“ 

Damit war das SPD-Mitglied Sommer
jedenfalls deutlicher als der SPD-Vor-
sitzende Beck, der ebenfalls auf einer
Mai-Kundgebung im rheinland-pfälzi-
schen Wörth um den gesetzlichen Min-
destlohn herumredete: „Wir werden in
der großen Koalition darum ringen, je-
den gangbaren Schritt in diese Richtung
auch zu gehen“, zitiert ihn die SPD-
Pressemitteilung. Und weiter: „Kurt
Beck bekräftigte die Forderung der
SPD,Mindestlöhne in denjenigen Bran-
chen einzuführen, die mit den Tarifver-
trägen nicht oder nicht ausreichend er-
reicht würden.“ Damit hält sich Beck
die Hintertüre offen, dass es eben nicht
zu einem für alle Branchen und Be-
schäftigten geltenden Mindestlohn
kommt.
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Kampagne zum „Deutschen Herbst“

Geschichtsfälschung aus aktuellen Interessen
In diesem Jahr jährt sich der „Deutsche
Herbst“ zum 30. Mal. Seit längerem
zeichnete sich ab, dass staatliche Insti-
tutionen und Medien einen erheblichen
Aufwand betreiben würden, dieses
„Deutschen Herbstes“ zu gedenken.Die
Freilassung von Brigitte Mohnhaupt
nach Verbüßung ihrer Mindesthaftdau-
er von 24 Jahren (und insgesamt 28 Jah-
ren Gefängnis) und das – immerhin ja
seit Jahren vorliegende und bekannte –
Gnadengesuch von Christian Klar bo-
ten den Bemühungen, eine bestimmte
Sicht der Auseinandersetzung zwischen
der BRD und der RAF in der Öffent-
lichkeit zu verankern, einen willkom-
menen Anlass. Die Frage der Freilas-
sung der am längsten inhaftierten Ge-
fangenen aus der RAF wird auf eine vor
allem für Christian Klar folgenschwere
Weise1 instrumentalisiert.

Der „Deutsche Herbst“ und die aktuelle

Kriegspolitik 

Die auf breiter Front losgetretene De-
batte – wenn denn der Begriff der De-
batte die Lawine von Artikeln, Berich-
ten, Kommentaren, Meinungsäußerun-
gen, Chroniken, Talkshows, Büchern
wiedergeben könnte – über die letzten
Gefangenen aus der RAF und den
„Deutschen Herbst“ hat am allerwenig-
sten mit Aufklärung und Aufarbeitung
der Auseinandersetzung zu tun.Der im-
mense Aufwand wird
betrieben, um die RAF
als gewöhnliche Mör-
derbande herauszu-
stellen, die politische
Motive – wenn von die-
sen überhaupt die
Rede ist – höchstens
vorschützt, deren ei-
gentliche Triebkraft
aber das Morden und
die Verbreitung von
Schrecken und Terror
war. Diese erste von im
Wesentlichen zwei ver-
mittelten Botschaften
fasste der hessische Ministerpräsident
Roland Koch in einem Gastkommentar
in der FAZ (2.3.07) so zusammen: „Vor
dreißig Jahren überzog die RAF unser
Land mit Gewalt und Terror.“ Die Äu-
ßerung des Intendanten des Berliner
Ensembles Claus Peymann,der die RAF
in geschichtliche Zusammenhänge ein-
bettete – „Uns saß die Adenauer-Ära
noch in den Knochen, die ganzen alten
Nazis kamen wieder auf die Minister-
posten. Das wird ja heute alles verges-
sen“ – rollte Koch nieder: „Die Bundes-
republik Deutschland unter Konrad
Adenauer war ein Staat mit einer der
besten Verfassungen der Welt, mit sozi-

aler Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit.
Ein Land, das Freiheitsrechte garan-
tierte.“

Wir haben das verstockte Beschwei-
gen der Nazivergangenheit, verbunden
mit Verbot und Verfolgung von Kommu-
nisten und Ächtung von Antifaschisten,
als geschichtlichen Hintergrund der
Entstehung der Kritikbewegung der
jungen Generation in den 60er Jahren in
dieser Zeitung beschrieben.2 Hier soll
ein anderer Gesichtspunkt hervorgeho-
ben werden, der ein Licht auf die ak-
tuelle Kampagne wirft.

Die nicht nur in der BRD, sondern
überall in Westeuropa und den USA ent-
stehende Oppositionsbewegung erfuhr
Anstöße und Aufschwung nicht zuletzt
durch die Erfolge des antikolonialen
Befreiungskampfes. Seit Ende der 50er,
dann vor allem in den 60er Jahren er-
rang der Großteil der bis dahin koloni-
al beherrschten Welt die Unabhängig-
keit, zum Teil nach langen bewaffneten
Befreiungskriegen; in anderen Kolo-
nien, vor allem im südlichen Afrika ent-
standen Befreiungsbewegungen,die ge-
gen den Gewaltapparat der Kolonial-
mächte den bewaffneten Kampf auf-
nahmen. Der Eintritt der USA in den
Vietnamkrieg3 1964 führte nicht nur zu
einer Eskalation des Krieges und zu sei-
ner Ausweitung auch auf die Nachbar-
länder Laos und Kambodscha, sondern

drohte eine neue Welle von Kolonial-
kriegen einzuleiten, zum Auftakt eines
kolonialen Roll-Back zu werden.4

Wie weit die BRD in den Vietnamkrieg
verstrickt war, wird wohl erst das Stu-
dium der nach und nach zu öffnenden
Akten zeigen.Sicher ist,dass beides,der
Druck der USA, militärische Unter-
stützung zu erhalten,und das Bestreben
der Bundesrepublik, die dabei war, die
nach der Niederlage des Faschismus
auferlegten Fesseln nach und nach ab-
zustreifen, der imperialistischen
Kriegskoalition auch militärisch beizu-
treten, groß war. Das schlug sich 1966 in
der Entscheidung der Regierung Erhard

nieder, zwar (zunächst?) nicht, wie an-
gefordert, zwei Divisionen der Bundes-
wehr, jedoch das Lazarettschiff Helgo-
land nach Südvietnam zu entsenden.

Die rasante Zunahme der Kriegs-
dienstverweigerung – innerhalb weni-
ger Jahre, von 1966 bis 1972, veracht-
fachte sich die Zahl der Anträge, sie
wurde für die staatlichen Institutionen
erstmals zum „Problem“ mit der Folge
zunehmender Diffamierung und Re-
pression5 – ist ein sicheres Indiz für die
Kritik, auf die die deutsche Beteiligung
am Vietnamkrieg in wachsenden Teilen
der Gesellschaft stieß. Die Kritikbewe-
gung der auf diesem Hintergrund auf-
kommenden neuen Linken hat dazu bei-
getragen, dass sich die BRD letztlich
nicht, jedenfalls nicht unmittelbar mi-
litärisch, am Vietnamkrieg beteiligt hat.
Es ist schwer zu sagen, ob die Ent-
schlossenheit zum Krieg damals hätte
gestoppt werden können, wenn die Ent-
scheidungsträger nicht die Erfahrung
hätten machen müssen,dass sie sich eine
Opposition einhandeln, die die Regeln
bricht. Das ist kein Argument zur Legi-
timation des „bewaffneten Kampfes“6,
erklärt aber zum erheblichen Teil den
Nimbus, den die RAF und verwandte
Bewegungen vor allem in den 70er Jah-
ren hatten, und das Maß an Sympathie,
die sie auslösten,vor allem unter der Ju-
gend, das weit über das Einverständnis
mit ihren politischen Strategien hin-
ausging.

Die BRD ist inzwischen längst krieg-
führende Macht und auf immer mehr
Kriegsschauplätzen im Einsatz. Sie ist
sich der weit verbreiteten Ablehnung
von Kriegseinsätzen bewusst und rech-
net zugleich damit7, dass diese für die
bundesdeutsche Gesellschaft opfervol-
ler werden, als sie bisher sind. Die An-
strengungen der gegenwärtigen Kam-
pagne zielen präventiv darauf, eine an
die RAF auch nur irgendwie anschlie-
ßende Tradition zu unterbinden, indem
sie deren Nimbus,der heute nur noch als
Erinnerung, aber immerhin als Erinne-
rung noch vorhanden ist, vollständig zu
zerstören sucht.8 Dazu gehört nicht nur,
jegliche Erinnerung an die politischen
Zusammenhänge,in denen die RAF ent-
stand und agierte, zu zerstören. Dazu
gehört auch, das Schweigen aufzubre-
chen, mit dem die früheren Mitglieder
der RAF unter zum Teil erheblichen per-
sönlichen Opfern9 die Identität der RAF
als auch politische Organisation zu be-
wahren versuchen.

Die Normalisierung des Ausnahme-

zustandes

Um die zweite Absicht der Kampagne
offen zu legen, sei auf einen anderen As-

Vom Lazarettschiff „Helgoland“ in Südvietnam ...
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pekt der seinerzeitigen Auseinanderset-
zungen hingewiesen. Einerseits hatte
die 1966 gebildete Große Koalition von
CDU/CSU/SPD 1968 parallel zu und im
Zusammenhang mit  den Bestrebungen,
sich am Krieg gegen Vietnam zu beteili-
gen,Notstandsgesetze durchgesetzt und
damit die rechtlichen Bedingungen für
den Ausnahmezustand geschaffen. An-
dererseits hatten die Staatsorgane, hat-
ten Politiker wie Schmidt oder Strauß
keinen Hehl daraus gemacht, dass sie
bei der Verfolgung der RAF gesetzliche
Schranken für die staatliche Exekutive
überschritten, dass sie den Ausnahme-
zustand in Anspruch genommen, eine
Art „gesetzesfreie Bewältigung aktuel-
ler Ernstfälle“ betrieben haben nach
dem Motto, in äußersten Situationen
müsse man bis zum Äußersten gehen
und wenn nötig darüber hinaus. Viele
der Maßnahmen zur Außerkraftsetzung
von Grundrechten, der Überschreitun-
gen und Exzesse staatlicher Gewalt,
sind, wenn auch aus der unmittelbaren
Erinnerung verschwunden, dokumen-
tiert10 und deshalb erinnerbar. Manche
Einzelheiten kommen heute noch ans
Licht, so über die gezielte jahrelange
Quälerei und die offen gewalttätigen
Übergriffe auf ausgelieferte Gefangene
unter den Bedingungen der Isolation.11

Während die Verantwortlichen da-
mals die staatliche Politik ungeniert mit
dem Nimbus des Ausnahmezustandes
umgaben, umgeben die Wortführer der
aktuelle Kampagne ebendiese Politik
des Ausnahmezustandes mit dem Nim-
bus des Normalen, Rechtmäßigen. Das
lässt sich wahrscheinlich nicht oder zu-
mindest nicht ausreichend damit erklä-
ren, dass man versucht, Spuren zu ver-
wischen und auch in dieser Hinsicht die
politische Seite der Auseinanderset-
zung auszuradieren. Vielmehr korres-
pondiert diese zweite Botschaft der
Kampagne mit den aktuellen Bestre-
bungen – wiederum im Zusammenhang

mit der weiteren Militarisierung der
Außenpolitik –, den Ausnahmezustand
zu verrechtlichen und zum „ganz nor-
malen“ Mittel des Regierens zu machen.

So flankiert die Kampagne, mit der
die herrschenden Eliten des „Deutschen
Herbstes“ gedenken,die aktuellen,nach
innen und außen aggressiven Bestre-
bungen.

Christiane Schneider

1 Schon Ende 2004 hatte die Vollzugsplankon-
ferenz der JVA Bruchsal Vollzugslockerungen
für Christian Klar zur Durchführung entlas-
sungsvorbereitender Maßnahmen zugestimmt
– das Justizministerium Baden-Württemberg
verweigerte die Umsetzung. Am 27.2.2007 be-
schloss eine erneute Vollzugsplankonferenz,
dass Christian Klar begleitete und später un-
begleitete Ausgänge unternehmen kann. Spä-
ter hätte er nach dem Beschluss der Konferenz
auch Sonderurlaub erhalten und im Juli 2007
eine Verlegung in den offenen Vollzug mit
freiem Beschäftigungsverhältnis erhalten.
Die Wochen zuvor gehaltene und auch veröf-
fentlichte Grußadresse an die Rosa-Luxem-
burg-Konferenz wurde gezielt unmittelbar
vor der Vollzugskonferenz skandalisiert, die
Konferenz entschloss sich in Kenntnis dieser
Grußadresse zu den Vollzugslockerungen.
Wiederum erteilte das Justizministerium die
Zustimmung nicht und beauftragte ein zwei-
tes Gutachten,das Ende August vorliegen soll.
Erst durch Klage vor dem Landgericht setzte
Christian Klar wenigstens begleitete Ausgän-
ge durch. Angesichts der vom ultrakonserva-
tiven Lager angefachten Debatte, in der etwa
der bayerische Innenminister Beckstein Haft
bis zu Tode fordert („Ich halte weder einen
Gnadenbeweis für denkbar noch die Straf-
aussetzung zur Bewährung“) und der baden-
württembergische Justizminister Goll nur
knapp dahinter zurückbleibt, sind die Aus-
sichten, vor dem Ende der 26-jährigen Min-
desthaftzeit Anfang 2009 durch Gnadenerlass
freizukommen, stark gesunken. Selbst um die
Freilassung 2009 wird gerungen werden müs-
sen.

2 Martin Fochler, Zur Diskussion um die Haft-
verschonung von Christian Klar und Brigitte
Mohnhaupt, Politische Berichte 3/07

3 Die französische Kolonialmacht war bereits
1954 entscheidend geschlagen, die USA tra-
ten als Schutzmacht in Süd-Vietnam in ihre

Fußstapfen. Mit den so genannten „Tonking-
Zwischenfällen“ schuf die Johnson-Regie-
rung den Vorwand zur Ausweitung des Krie-
ges und eine gigantische Militärinvasion.

4 Ohne Anspruch auf auch nur halbwegs Voll-
ständigkeit ist erinnern ist etwa an zahlreiche
durch die USA unterstützte Putsche und
Putschversuche in Lateinamerika in den 60er
Jahren, 1971 dann in Chile, an die belgische
Intervention 1964 im Kongo, an die US-Inter-
vention in die Dominikanische Republik 1965,
an den durch europäische Mächte und die
USA unterstützten blutigen Putsch in Indo-
nesien 1965 …

5 Siehe Ulrich Finckh, Engagement für ein
Grundrecht, Eine Rückschau

6 Jede Oppositionsbewegung unterliegt der Ge-
fahr, dass Kritik in Herrschaft umschlägt. Die
RAF, die von der ersten bekannten militanten
Aktion ihrer Mitbegründer Baader und Enss-
lin an, der Kaufhausbrandstiftung, mit der sie
gegen den Napalm-Einsatz in Vietnam pro-
testierten, nicht nur darauf Bezug nahm, „Teil
einer internationalen Bewegung zu sein,es mit
demselben Klassenfeind hier zu tun zu haben
wie der Vietcong dort, mit demselben Papier-
tier, mit denselben Pigs“ (Das Konzept Stadt-
guerilla), sondern daraus, aus den bewaffne-
ten Befreiungskämpfen und Verteidigungs-
kriegen in der Dritten Welt, Bestätigung für
ihr Konzept des bewaffneten Kampfes zog, ig-
norierte die unterschiedlichen Bedingungen.
Sie ignorierte, dass in der BRD eine Not-
wehrsituation nicht gegeben war, weil die
Mittel der Kritik und des zivilen Widerstan-
des nicht annähernd ausgeschöpft waren,
trotz aller Repression. Mit ihrer Begründung
des bewaffneten Kampfes („Ob es richtig ist,
den bewaffneten Widerstand jetzt zu organi-
sieren, hängt davon ab, ob es möglich ist; ob
es möglich ist, ist nur praktisch zu ermitteln“,
ebenda) schnitt sie sich den Weg zu Demokra-
tie ab. Ihre vor allem in den frühen Schriften
ausführlich dargelegte Kritik diente unter
diesen Bedingungen der Selbstermächtigung.

7 Die USA hatten im Vietnamkrieg 57.000 Ge-
fallene und eine noch viel höhere Zahl an Ver-
wundeten und Schwerverwundeten zu ver-
zeichnen. Diese hohe Zahl an Verlusten trug
maßgeblich zu bis dahin in diesem Ausmaß
nicht gekannten Antikriegs- und anderen Op-
positionsbewegungen sowohl in der US-Ar-
mee selbst wie in der ganzen Gesellschaft bei.

8 Folgende Anekdote ist aufschlussreich: Als
auf Antrag der Bundesanwaltschaft 1995 die
Reste der 6. Auflage der 1987 erstmals er-
schienenen Broschüre BRD – RAF mit Doku-
menten der Auseinandersetzung beschlag-
nahmt wurde, antwortete ein Bundesanwalt
einem ob dieses Übergriffs besorgten Bürger,
er brauche keine Sorge haben, dass den Her-
ausgebern der Broschüre etwas passiere. Man
wolle mit der Beschlagnahme nur verhindern,
dass angesichts bevorstehender Entlassungen
von RAF-Gefangenen eine Art „Festschrift“
vorliege.

9 Karl-Heinz Dellwo, ehemaliger Gefangener
aus der RAF, sagte in der Panorama-Sendung
am 26.4.: „Ich kenne definitiv Fälle, wo Leu-
te vollständig unschuldig waren und über lan-
ge Zeit für andere im Gefängnis gesessen ha-
ben.“ Die Verurteilung von Mitgliedern der
RAF ungeachtet des Nachweises ihrer kon-
kreten Tatbeteiligung war im Übrigen ja ein
Zwecke von Gesetzesänderungen in den 70er
Jahren.

10 Siehe dazu u.a.: Bundesrepublik Deutschland
(BRD) – Rote Armee Fraktion (RAF), 6. Aufla-
ge, Köln 1993.

11 Siehe etwa: Karl-Heinz Dellwo, Kein Ankom-
men, kein Zurück, in: Angelika Holderberg
(Hrsg.), Nach dem bewaffneten Kampf, Gie-
ßen 2007.

... zum Tornado-Kampfeinsatz in Afghanistan. Gewalt ist längst wieder zum Mittel für die
Durchsetzung politischer Ziele geworden.
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Wollte man den Ausgang der ersten
Runde der französischen Präsident-
schaftswahl auf einen Schlüsselbegriff
bringen, so würde er lauten: Le vote uti-
le. Der Begriff (wörtlich übersetzt
„Nützlich stimmen“) beinhaltet im
französischen Kontext der letzten fünf
Jahre vor allem die Vorstellung, dass
man besser nicht so sehr seinen Über-
zeugungen entsprechend abstimmen
soll, da man sonst mit unvorgesehenen
Übeln gestraft werden könne. Eine Ver-
nunftehe, im übertragenen Sinne auf ei-
nen Kandidaten bezogen, könne des-
halb einer politischen Liebesheirat vor-
zuziehen sein. So hatte bei der letzten
Präsidentenwahl vor fünf Jahren die
Enthaltung der klassischen Wähler-
schaft der Linksparteien, die von der
Regierungspolitik des sozialdemokrati-
schen Premiers Lionel Jospin zum Teil
bitter enttäuscht war,überraschend den
Rechtsextremen Jean-Marie Le Pen zu-
sammen mit Amtsinhaber Jacques
Chirac in die Stichwahl befördert. Es
war, wie sich jetzt zeigt, ein historischer
„Wahlunfall“, der nur deshalb zustan-
de kam, weil niemand mit ihm gerech-
net hatte. Entgegen vielen Unkereien
und Vorhersagen blieb „der neue Aus-
rutscher“, die – in Wirklichkeit von vie-
len erwartete – „völlig unerwartete
Überraschung“ in diesem Jahr aus.

Zugleich hat eine starke Konzentra-
tion auf die beiden großen politischen
Blöcke, also auf einen sozialdemokrati-
schen und einen konservativen Block
zuzüglich eines erstarkten Zentrums
rund um François Bayrou, stattgefun-
den. Links und Rechts davon stehende
Kräfte sehen ihre Stimmenanteile zu-
rückgehen. Dieser politische Konzen-
trationsprozess geht mit einem starken
Anstieg der Wahlbeteiligung einher.
Letztere liegt bei 84,6 Prozent (alle Er-
gebnisse für das europäische Frankreich
ohne Überseegebiete) und damit weit
höher als bei allen anderen Präsident-
schaftswahlen der letzten 30 Jahre.

Spürbar geklettert ist die Teilnahme
vor allem in jenen Schichten, die in den
letzten Jahrzehnten dem politischen
Geschehen, nicht allein in Form von
Wahlen, eher fern standen. Also bei den
sozial marginalisierten Bewohnern von
Trabantenstädten, den abhängig Be-
schäftigten oder den Armen. Hier hatte
man sich seit Jahren nichts von der Po-
litik erhofft,sich nicht angesprochen ge-
fühlt, sich selbst keinerlei Einfluss zu-
gesprochen. Die große Wende kam nach
den Unruhen in den französischen Tra-
bantenstädten vom November 2005.
Seitdem hat hier ein zuvor ungeahnter
politischer Mobilisierungsschub statt-
gefunden,da vor allem die jüngeren Ge-

nerationen nun mehrheitlich nicht mehr
der Auffassung sind, dass all das Poli-
tikspektakel sie überhaupt nichts ange-
he. Die Figur des konservativen Präsi-
dentschaftskandidaten Nicolas Sarko-
zy, der bis zum 26. März dieses Jahres
als Innenministers im Amt blieb, perso-
nifiziert in ihren Augen in sehr hohem
Maße das abweisende, reiche und re-
pressive Frankreich, das man abzustra-
fen wünscht.

Die Mobilisierung zu den Urnen trägt
also in diesem Jahr Züge einer starken
Polarisierung, die sich aber in diesem
Jahr nicht an kleineren Parteien (links
von der Sozialdemokratie oder rechts
von den Konservativen) festmacht, son-
dern sich in einem Votum für die größe-
ren politischen Kräfte selbst ausdrückt.
Ein Gutteil der zusätzlich mobilisierten
Wähler ging vor allem abstimmen, um
Nicolas Sarkozy (und, nebenbei, Jean-
Marie Le Pen) zu verhindern. So wie
umgekehrt ein Teil der besserverdie-
nenden und/oder innenstäd-
tischen Wähler dezidiert für
einen der rechts stehenden
Kandidaten votierte, „um
uns den Abschaum vom Hals
zu halten“, und sich dabei in
Sarkozys Ausspruch von
2005 über La racaille (den
Abschaum, das Gesocks)
wiedererkannte. Das Votum
ist somit also auch Spiegel-
bild einer sozial auseinander
driftenden Gesellschaft –
wobei noch selten ein Vertre-
ter der bürgerlichen Rechten
so „komplexfrei“ (décom-
plexé), nach eigener Begriff-
lichkeit, auftrat wie Nicolas
Sarkozy.

Frankreichweit haben sich
1,8 Millionen erwachsene
Bürgerinnen und Bürger vor dem An-
meldeschluss,der am 31.Dezember ver-
gangenen Jahres lag, zusätzlich auf den
Wählerlisten registrieren lassen. Das
entsprach einem Zuwachs in den Wäh-
lerverzeichnissen um 4 Prozent.Aber im
Département Seine-Saint-Denis oder
„93“, dem (am Pro-Kopf-Einkommen
gemessen) ärmsten Bezirk der Haupt-
stadtregion, der die nördlichen und öst-
lichen Pariser Trabantenstädte umfasst,
beträgt er doppelt so viel, über 8 Pro-
zent.

Längerfristige Perspektiven

Die französische politische Landschaft
nimmt eine Entwicklung, die in groben
Zügen mit jener in Italien während der
letzten Jahre vergleichbar ist. Dabei
schälen sich, längerfristig, zwei große
politische Blöcke heraus. Auf der einen

Seite steht ein „Mitte-Links-Pol“,
innerhalb dessen klassische Sozial- und
Christdemokraten sich derart annä-
hern, dass sie kaum noch voneinander
unterscheidbar werden. Den anderen
Pol könnte man als erneuerte, „harte
Rechte“ bezeichnen.

Die erstere Variante verbindet sich
derzeit mit den Namen Ségolène Royal
und François Bayrou,die zweite mit dem
des mehrjährigen Innenministers Nico-
las Sarkozy. In den zwei Wochen zwi-
schen den beiden Durchgängen der
französischen Präsidentschaftswahl
haben sich die beiden erstgenannten
Protagonisten einander spürbar ange-
nähert. Am vergangenen Samstag de-
battierten Royal und Bayrou, der Wahl-
verlierer in der ersten Runde, im Fern-
sehsender BFM TV miteinander und
unterstrichen Gemeinsamkeiten, aber
auch ein paar inhaltliche Unterschiede
– darauf kam es nicht an, vor allem das
Symbol zählt. Eine offene Wahlempfeh-

lung für die Kandidatin Royal sprach
der christdemokratische Politiker Bay-
rou zwar nicht aus, denn das würde sei-
ne Partei, die UDF, zur Explosion brin-
gen: Ihre Mitglieder stehen historisch
klar eher rechts als links, aber ein be-
deutender Teil von Bayrous Wählern bei
der ersten Runde der Präsidentschafts-
wahl kam von der moderaten Linken.Es
handelte sich überwiegend um sozial-
demokratische Wähler, die taktisch
wählten, da sie Royal nicht zutrauten,
in der Stichwahl gegen Sarkozy zu sie-
gen – dem Mitte-Rechts-Politiker dage-
gen schon eher. Diese Wähler umwirbt
Royal nun vorrangig, wobei sie sich zu
Wochenanfang in ‚Le Monde’ aber auch
bereit erklärte, Bayrou im Falle eines
Wahlsiegs eventuell zu ihrem Premier-
minister zu machen. Eine ähnliche An-
näherung zwischen Royals Parti Socia-

Frankreich nach dem ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahl

Polarisierung zwischen Mitte und Rechts

Hohe Wahlbeteiligung in den Trabantenstädten
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liste (PS) und der UDF hatten im Wahl-
kampf bereits führende Protagonisten
des wirtschaftsliberalen PS-Flügels ge-
fordert, darunter Ex-Premier Michel
Rocard, Ex-Wirtschaftsminister Domi-
nique Strauss-Kahn und der ehrgeizige
Streber Bernard Kouchner.Zufällig und
nur der Konjunktur der Wahlprognosen
geschuldet ist das auf keinen Fall. Ro-
card hatte von 1988 bis 91 unter Präsi-
dent François Mitterrand bereits mit
UDF-Ministern regiert, in einem „Ka-
binett der Öffnung“. Nur hatte das da-
mals noch nicht dieselbe Bedeutung, da
der bis dahin bestehende Sozialstaat
noch nicht annähernd in vergleichba-
rem Ausmaß durch neoliberale „Refor-
men“ aufgebrochen worden war. Die
zweite Amtszeit Mitterrands, ab 1988,
markierte in dieser Hinsicht sogar eher
eine „Reformpause“ nach der rechten
Sturm-und-Drang-Phase des Kabi-
netts von Premierminister Chirac in den
zwei Jahren zuvor. Heute hingegen be-
steht ein völlig anderer Kontext.

Auf dem rechten Pol wiederum ist es
gelungen, einige ehemalige Neofaschis-
ten ins bürgerliche politische Spiel zu
integrieren. Im französischen Falle geht
es dabei eher um die Wähler denn um
die Kader, im Unterschied zu Italien:
Rund 30 Prozent der bisherigen Wähler
Jean-Marie Le Pens hat der stramme
Kandidat der Konservativen, Nicolas
Sarkozy, bereits im ersten Wahlgang di-
rekt für sich gewonnen. In vielen Regio-
nen, wie dem Elsass und der Côte
d’Azur, lässt sich der Aufschwung für
die Konservativen unmittelbar mit dem
Rückgang der Nationalen Front (FN)
zahlenmäßig verknüpfen. Auch rechts

versteht man eben mitunter, für das
„kleinere Übel“ zu stimmen. Der harte
Kern der extremen Rechten möchte da-
gegen dem Sog hin zu Sarkozy wider-
stehen: Le Pen selbst rief am 1. Mai zur
Wahlenthaltung in der Stichwahl auf.
Eine Hintertür für spätere Annäherun-
gen hielt er sich allerdings offen, da er
sein Angebot von Anfang April erneu-
erte, im Falle einer tieferen Krise in ein
„Kabinett der nationalen Rettung“ un-
ter konservativer Führung einzutreten.
Und zwei Drittel seiner Wähler aus der
ersten Runde wollen trotz allem im
zweiten Durchgang für Sarkozy votie-
ren.

Die Unterscheidung zwischen den
beiden Blöcken markiert dabei vor al-
lem die Geschwindigkeit beim „Umbau
des Sozialstaats“, also bei der Abtra-
gung bisheriger gesellschaftlicher Er-
rungenschaften sowie ihrer Anpassung
an die Bedürfnisse eines modernisierten
und von vielen früheren Fesseln befrei-
ten Kapitalismus. „Links“ – aber dieser
Begriff hat in dem Zusammenhang
kaum noch einen Sinn – versucht man
dabei, noch einiges von den Trümmern
des historischen Sozialstaats zu bewah-
ren und dem nationalen Standortstaat
seine „Wettbewerbsfähigkeit“ im inter-
nationalen Wirtschaftskrieg vor allem
durch erhöhte Bildungsausgaben zu ga-
rantieren. Letztere bildeten etwa eines
der herausragenden und ernsthaftesten
Wahlkampfversprechen der Kandida-
tin Ségolène Royal. Also, kurz und
knapp, es geht darum, ins „Humanka-
pital“ zu investieren, soweit die Men-
schen sich als solches verhalten wollen
– wenn nicht, soll aber mit der „sozia-

len Hängematte“ auch rasch Schluss
sein, wie Royal mit ihrem Lob der „va-
leur travail“ (Arbeit als Werthaltung)
ebenfalls verdeutlichte.Rechts,und die-
sen Begriff kann man getrost ohne An-
führungszeichen verwenden, rückt man
den bestehenden sozialen Garantien
schneller und brutaler zu Leibe. Zum
Ausgleich gibt es Brot und Spiele. Also
konkret: das Versprechen auf Erfüllung
von Bestrafungswünschen, und ab und
zu spektakuläre Polizeieinsätze,die den
zum Mitmachen Bereiten stets aufs
Neue vorführen sollen, dass gegen die
Anderen – „das Gesindel“, die Bewoh-
ner von Sozialghettos und Trabanten-
städten – hart vorgegangen wird, damit
sie selbst sich „dazugehörig“ fühlen
dürfen. Ach ja, das Brot: „Mehr arbei-
ten, um mehr zu verdienen“ verspricht
Sarkozy denen, die bereit sind, die
Überstunden zu vervielfachen, „früher
aufzustehen“ oder am Wochenende zu
schuften. Das bedeutet im Klartext:
Lohnerhöhungen kommen nicht in die
Tüte, aber wer das Kräfteverhältnis
zwischen Kapital und Arbeit als gege-
ben hinnimmt und das Rückgrat beugt,
für den oder die soll – dank Mehrarbeit
– am Ende auch zusätzlich etwas abfal-
len. Dumm nur, dass das Kapital mit
diesem Programm zugleich weniger Ar-
beitskräfte benötigen wird.

Ausblick und Bewertung

Zwischen den beiden Blöcken gibt es,ja,
tatsächlich ein „größeres Übel“. Man
darf auf gar keinen Fall darauf hoffen,
dass sich im Falle eines Wahlsiegs Ségo-
lène Royals am 6. Mai irgend etwas ver-
bessern würde. Aber man kann getrost

Und die Linke?
Die Linkskräfte außerhalb der Sozial-
demokratie wurden durch den massi-
ven Trend zum „Sarkozy-Verhindern“
mittels der Wahl Royals oder Bayrous
relativ stark dezimiert. Der Rückgang
betrifft sowohl die Regierungspartner
der Sozialisten aus der Vergangenheit,
die KP (mit 1,9 Prozent für ihre ehe-
malige Jugend- und Sportministerin
und Parteichefin Marie-George Buffet)
und die Grünen mit 1,5 Prozent für Ex-
Umweltministerin Dominique Voynet,
als auch die marxistische radikale Lin-
ke. Unter letzterer erlebte die Alt-
trotzkistin Arlette Laguiller, mit 1,3
Prozent (gegenüber 5,7 Prozent im Jahr
2002) den stärksten Rückgang. Bei ih-
rer sechsten und letzten Präsident-
schaftskandidatur hat sie den Preis da-
für bezahlt,dass ihre Partei Lutte Ouv-
rière (LO) sich sowohl aus den Mobili-
sierungen gegen Le Pen zwischen den
beiden Wahlgängen 2002, als auch aus
dem Abstimmungskampf der Linken
gegen den EU-Verfassungsvertrag von
2005 weitgehend herausgehalten hat.

Die radikale, marxistisch geprägte
Linke, die in den achtziger und neun-
ziger Jahren bei Wahlen vorwiegend
durch Arlette Laguiller vertreten wur-
de, hat eine Umgruppierung erfahren.
Denn mit Olivier Besancenot von der
undogmatischen Ligue Communiste
Révolutionnaire (LCR), die aus der Re-
volte des Mai 1968 heraus entstand,hat
sich nur ein Kandidat links von Ségo-
lène Royal relativ erfolgreich halten
können. Er erhielt mit 4,1 Prozent pro-
zentual fast dasselbe Resultat wie 2002
(4,3 Prozent), aber in absoluten Zahlen
rund 300.000 Stimmen mehr: 1,5 ge-
genüber damals 1,2 Millionen. Dage-
gen konnte der parteilose Linkspopu-
list, Globalisierungskritiker und frü-
here „Bauernrebell“ José Bové offen-
kundig nicht überzeugen. Nach einem
von vielen als orientierungslos und
konfus erlebten Wahlkampf erhielt er
nur 1,3 Prozent.

Neu ist, dass alle wichtigen Links-
kandidaten sehr schnell zur Stimmab-
gabe im zweiten Wahlgang aufriefen.
Ungewohnt ist dies bei Arlette Laguil-
ler, da ihre Partei LO seit 1988 (unter

François Mitterrand) aufgehört hatte,
Wahlempfehlungen zugunsten der eta-
blierten Linksparteien für die Stich-
wahl abzugeben. Die LCR Olivier Be-
sancenots hatte dies hingegen noch bis
2001 regelmäßig getan, war aber dann
unter der Jospin-Regierung von dieser
Praxis abgerückt. Aber am Wahlabend
des 22. April riefen sowohl Arlette La-
guiller als auch Olivier Besancenot
dazu auf, in der zweiten Runde „gegen
Sarkozy“ (Besancenot) bzw. „ohne Il-
lusionen für Royal“ (Laguiller) zu stim-
men. Auch Bové, die KP- und die Grü-
nen-Kandidatin riefen zur Stimmab-
gabe für Royal in der zweiten Runde
auf.Im Gegensatz zu Laguiller und Be-
sancenot stünden die letzteren im
Prinzip für Gespräche über die Bil-
dung einer neuen Regierung im Falle
eines linken Wahlsiegs auch bei den
Parlamentswahlen im Juni zur Verfü-
gung. José Bové hat inzwischen eine
„Mission“ von Ségolène Royal akzep-
tiert, und wird für die rechtssozialde-
mokratische Kandidatin einen Bericht
über „Ernährungssouveränität und
Globalisierung“ verfassen.
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sicher sein, dass sich mit Nicolas Sar-
kozy als Präsident vieles in einem ra-
santeren Tempo und auf brutalere Art
und Weise verschlechtern würde. Inso-
fern ist zu hoffen, dass die Wähler am 6.
Mai eine Richtungsentscheidung treffen
zwischen den Trümmern des Sozial-
staats und einem Parfoceritt in einen
autoritaristischen Wirtschaftslibera-
lismus.Viele ihrer Wähler auch schon im
ersten Wahlgang kneifen sich über Sé-
golène Royal die Nase zu, betonen ihre
Inkompetenz,Arroganz und ihre Appel-
le an reaktionäre „Werte“. Zu Recht.
Aber das ist gut und nicht schlecht: Je
illusions- und hoffnungsloser sie – so ist
zu hoffen – am 6. Mai für Royal votie-
ren, desto weniger lassen sich diese
Stimmen als Unterstützung für die
nächste Regierung werten. Diese wird,
möglicherweise in verlangsamtem Tem-
po als in den letzten fünf Jahren, eben-
falls an der Verschärfung der kapitalis-
tischen Realitäten arbeiten. Je weniger
reale Zustimmung es dafür gibt und je
eher die Stimmen für Royal nur ein vote
anti-Sarkozy darstellen, desto bessere
Aussichten bietet das für künftige ge-
sellschaftliche Kämpfe.

Das böte auch neue Perspektiven für
die Linke, diesseits der neuen Achse
Royal/Bayrou. Diese ist im ersten Wahl-
gang unter die Räder gekommen, da das
stark polarisierende Auftreten Sarko-
zys sie – im Namen des „kleineren
Übels“,das es anders als 2002 dieses Mal
unbedingt in die Stichwahl schaffen
sollte – in die Arme Royals (und Bay-
rous) getrieben hatte. Statt 19 Prozent
vor fünf Jahren hatten die Bewerber
links von der PS-Kandidatin, Grüne
eingeschlossen, in diesem Jahr noch 10
Prozent verzeichnet. Aber falls es die
Wahlen gewinnt, wird sich das „kleine-
re Übel“ dann auch konkret an der Re-
gierung beweisen müssen.

Bernhard Schmid, Paris

Eine „unsichtbare Kolonie“ der USA im

Pazifik

Guam kämpft gegen
noch mehr Militär
Die strategische Verlegung von mehr als
8000 US-Marinesoldaten von Okinawa (Ja-
pan) auf die Insel Guam bringt für die dorti-
ge indigene Bevölkerung der Chamoru nur
Vertreibung und Schikane mit sich. Sie
fürchten um den Bestand ihrer Kultur. Mit der
Wut der Verzweiflung widersetzen sie sich.

Im Jahre 2005 gab die japanische Re-
gierung bekannt, sie habe sich mit den
USA darauf geeinigt, dass einige tau-
send US-Soldaten von Okinawa abge-
zogen werden.Wohin, z.B. ob nach Aus-
tralien oder Taiwan, blieb zunächst völ-

lig offen. Durch den nun bekannt ge-
wordenen militärischen Finanzplan des
Pentagon für den pazifischen Raum ist
klar: Sie sollen auf die Insel Guam ver-
legt werden. Der Finanzplan des US-
amerikanischen Verteidigungsministe-
riums enthält einen Betrag von 345 Mio.
US-Dollar für militärische Baumaß-
nahmen auf Guam allein im Jahr 2008.
Die Werft der Flottenbasis soll für 102
Mio. US-Dollar verlängert werden. Der
Ausbau des elektrischen Systems der
Marinebasis soll 59 Mio.US-Dollar kos-
ten. Für Marinenangehörige werden
Wohnungen für 57 Mio. US-Dollar er-
richtet und Sportanlagen für 45 Mio.
US-Dollar. Für die Reparatur und den
Ausbau der Kläranlagen stehen 41 Mio.
US-Dollar, für ein mobiles Wasserver-
teilungssystem in der ersten Phase 31
Mio. US-Dollar zur Verfügung. Die In-
frastruktur des Nordwestfeldes der An-
derson Luftwaffenbasis wird für 10
Mio. US-Dollar ausgebaut.

Die Verlegung der US-Marines ist Teil
der Neuordnung der Allianz zwischen
den USA und Japan.Dies wurde von der
US-Außenministerin Condolezza Rice
und dem japanischen Außenminister
Taro Aso im Mai 2006 bestätigt.Den Er-
fordernissen dieser neuen Strukturen
sollen die US-Basen in Japan und im Pa-
zifik angepasst werden. Dies wird vor-
aussichtlich bis 2012 abgeschlossen
sein.

Aus japanischer Sicht geht es darum,
dass „sehr wertvolles Land auf Okina-
wa den Japanern zurückgegeben“ wird.
Die Bedrückung, die die japanische Be-
völkerung für die jahrzehntelange Sta-
tionierung von US-Streikkräften auf
Okinawa erfahren hat,fällt weg,weil sie
endlich die seit 1945 währende Besat-
zung los werden. Andererseits: Zu weit
von Japan entfernt sollen die US-Trup-
pen aber auch nicht sein. Die Insel
Guam mit ihren US-Basen ist gerade
noch nahe genug, um Japan z.B. gegen
befürchtete Angriffe der Volksrepublik
China verteidigen zu können. Der Um-
zug der amerikanischen Marinesolda-
ten wird voraussichtlich etwa 10 Mrd.
US-Dollar kosten. Japan hat sich ver-
pflichtet, davon 6 Mrd. US-Dollar zu
zahlen.

Während die Ankündigung der Trup-
penverlegung für die Geschäftswelt auf
Guam gute Nachrichten sind, nennen
die Chamoru diese Milliarden von Dol-
lars den „Preis des Todes ihrer Kultur
und Identität“. Die Opposition gegen
die Truppenverlegung  wird angeführt
von der „Guahan Coalition for Peace
and Justice“, der „Vereinigung für Frie-
den und Gerechtigkeit für Guahan“.Sie
versucht, die Aufmerksamkeit der Welt
auf ihre Notlage zu lenken.

Frau Lisalinda Nativdad von der
Gruppe „Guahan Coalition for Peace
and Justice“ liefert dafür einige wichti-
ge Argumente: „Ursprünglich war die
Zahl der Soldaten, die verlegt werden

sollen, mit 7000 angegeben. Dann 8000.
Jetzt möglicherweise mit 16.000. Wenn
Angehörige und Hilfspersonal mit ein-
gerechnet werden, kann das die Bevöl-
kerung schnell um 55.000 anwachsen
lassen. Ein Bevölkerungszuwachs von
mehr als einem Drittel.“ 

Lisalinda Nativdad und ihre Organi-
sation sind hartnäckige Gegner der
Truppenverlegung. Sie schafften es, im
Oktober vergangen Jahres bei den Ver-
einten Nationen vor dem „United Na-
tions Special Political and Decoloniza-
tion Committee“ vorstellig zu werden.
Sie äußerten dort ihre Befürchtung,dass
die US-amerikanischen Pläne den
Niedergang ihrer indigenen Kultur be-
wirken könnten. Ein Schaden, der nie
wieder gut gemacht wäre. Damit wür-
den ihre politischen Rechte weiter
untergraben werden.

Nach ihrer Rückkehr berichtete die
Gruppe, ihre Erklärung habe den Se-
kretär für Politische Angelegenheiten
bei der UNO, Ibrahim Gambari, so be-
eindruckt, dass es sogar zu einem Tref-
fen mit den Vertretern von „Guahan Co-
alition for Peace and Justice“ kam. In
dem  Gespräch habe Gambari erklärt,
er sei vom Recht auf Selbstbestimmung
der Chamoru überzeugt. Eine Resolu-
tion in diesem Sinne werde aber in der
UNO niemals beschlossen werden. Die
USA würden dagegen sofort ihr Veto
einlegen. Gambari sprach aber die
Empfehlung aus, dass ein Vertreter der
UNO die Insel Guam besuchen solle.
Der würde dann offiziell über die Situ-
ation des Landes berichten, um so das
Land „aus dem Status einer unsichtba-
ren Kolonie“ zu bringen.

Für das Volk der Chamoru und seine
sozialen Strukturen, so Frau Lisalinda
Nativdad, bringe die Truppenverlegung
eine Unmenge von Problemen. Sie ar-
gumentiert: „Der Verkehr wird zuneh-
men, die Infrastruktur der öffentlichen
Versorgungsbetriebe ist jetzt schon
überstrapaziert. Der Zuzug des Mili-
tärpersonals wird die Preise für Grund
und Boden und somit die Mieten steigen
lassen, wodurch die indigene Bevölke-
rung von Land und Eigentum im eige-
nen Heimatland verdrängt wird.“

Die Chamoru fürchten die Folgen gro-
ßer Umweltschäden.Frau Lisalinda Na-
tivdad wirft der US-Regierung vor,dass
sie die Sorgen der Bevölkerung über die
Umweltgifte ignoriert.In den Häfen von
Guam wird PCB, Agent Orange und
Purple, alles „Entlaubungsgifte“ aus
dem Vietnamkrieg, gefunden. Überall
auf der Insel gibt es illegale Müllkippen
der Militärs.Immer noch ist die Insel ra-
dioaktiver Strahlung ausgesetzt, die
von Schiffen stammt, die 1970 in Häfen
von Guam gesunken sind. Aber ebenso
bringen immer wieder Winde atomare
Strahlung nach Guam, die von den
Atombombentests in Mikronesien in
den Jahren seit 1950 stammen. Diese
schlimme Umweltverschmutzung hat
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eine wesentlich höhere Krebsrate, ver-
glichen mit den USA, unter den Cho-
moru zur Folge.

Und Frieden und Sicherheit garan-
tiert die Anwesenheit der US-Truppen
auch nicht.Im Rahmen der Strategie des
US-Militärs ist die Insel Guam als „Ort
des ersten Schlages“ definiert.Daher,so
die Vertreterin von „Guahan Coalition
for Peace and Justice“, ist Guam durch
die US-Militärpräsenz ebenso gefähr-
det wie im Zweiten Weltkrieg. Damals
wurde Guam einen Tag nach Pearl Har-
bor überfallen. Die USA hatten Guam
innerhalb von nur zwei Tagen kampflos
aufgegeben.Viele Chomoru starben un-
ter den Bomben der Japaner; aber eben-
so viele, als in der Schlacht um Guam
die Insel durch die US-Truppen zu-
rückerobert wurde.

Dennoch: Die örtliche Regierung auf
Guam glaubt,die Verlegung der US-Ma-
rines samt ihrem Anhang sei ein „öko-
nomisches Wundermittel“, wodurch die
örtliche Wirtschaft wiederbelebt wer-
den könne. Aber, so Frau Lisalinda Na-

tivdad, „echte Wissenschaftler wissen,
dass Militarisierung nicht zur ökonomi-
schen Stabilität führt“. Die Vertreterin
der Chamoru wundert sich nicht, dass
bislang keine Untersuchung zu den so-
zialen und wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Anwesenheit von Militär auf
Guam gemacht worden ist. Ist doch die
US-amerikanische Besatzung auf Oki-
nawa abschreckendes Beispiel genug:
Kriminalität, Vergewaltigungen und
Belästigung der Bevölkerung durch US-
Militärangehörige sind dort an der Ta-
gesordnung.

Frau Lisalinda Nativdad kündigte an,
ihre Gruppe werde die Kampagne gegen
die US-Militärpräsenz und die Verle-
gung von Soldaten nach Guam solange
weiterführen, bis sie Gehör finden. Ih-
ren Kampf müssen sie unter ihren be-
sonderen, komplizierten Bedingungen
führen. Guam ist „nicht-inkorporiertes
US-Territorium“. Dadurch hat die Be-
völkerung zwar die US-Bürgerschaft,
sie sind aber Bürger ohne Stimmrecht.
Sie haben nicht das Recht, die von der

US-Bundesregierung vorgegebene Po-
litik vor Ort mitzubestimmen. Selbst
der Abgeordnete von Guam hat im Kon-
greß kein Stimmrecht. Er kann in Wa-
shington nur Lobbyarbeit machen.

Zur Zeit sammelt die Gruppe „Gua-
han Coalition for Peace and Justice“
Unterschriften für eine Petition an die
UNO und den US-Präsidenten gegen
die Truppen-Verlegung.Sie haben einen
Aufkleber entwickelt mit dem Text:
„8000? Wie wird das unser Leben ver-
ändern?“ um die Diskussion zu entfa-
chen. „Am wichtigsten aber ist“, sagt
Lisalinda Nativdad, „wir provozieren
die Menschen mit der kritischen Frage:
Wenn die Anwesenheit von US-Marines
eine solche gute Sache für Guam ist,wa-
rum ist dann Japan bereit, sechs Milli-
arden US-Dollar dafür zu zahlen,um sie
los zu werden?“

Karl-Helmut Lechner

Quelle: 
Islands Business, March 2000
Die Petition der Chamoru: http://www.petitio-
nonline.com/haleta/petition.html

Ein Blick auf die Karte kann die außer-
ordentliche militärstrategische Be-
deutung der Insel Guam inmitten des
riesigen Pazifischen Raumes klar ma-
chen.

Guam gehört geographisch zu der In-
selregion Mikronesien und liegt unge-
fähr 5.300 km westlich von Hawaii,
2.400 km östlich der Philippinen und
2.500 km südlich von Japan. Es ist die
ideale Drehscheibe für die USA, um
mit Marine und Luftwaffe den asia-
tisch-pazifischen Raum zu beherr-
schen. Guam ist ungefähr 48 km lang
und 14,5 km breit, seine Hauptstadt
heißt Hagåtña.

Seit dem Sieg der USA über Spanien
im Jahre 1899 steht die Insel Guam un-

ter US-amerikanischer Verwaltung.
Den ersten europäischen Kontakt mit
ihr hatte der portugiesische Seefahrer
Magellan, der für die spanische Krone
diese Region der Welt erkundete. Des-
halb beanspruchte seit 1565 Spanien
die Insel für sich. Ab 1668 missionier-
ten dort Jesuiten und versuchten die
Bevölkerung für den katholischen
Glauben zu gewinnen. Sie änderten
den Namen in Marianen, nach Mari-
anne von Österreich, der Witwe von
Spaniens König Phillip IV. Guam wur-
de damals für die spanische Flotte der
Umschlagplatz zwischen den Philippi-
nen und Mexiko.

Am 8.Dezember 1941,einen Tag nach
dem Angriff auf Pearl Harbor, wurde

Guam von den Japanern
erobert und blieb bis zum
Juli 1944 unter deren Kon-
trolle. Am 21. Juli 1944 be-
gann die Schlacht um
Guam mit der Landung
US-amerikanischer Trup-
pen und endete am 10. Au-
gust mit dem Sieg der US-
Amerikaner. Die Niederla-
ge der japanischen Armee
durch die Rückeroberung
von Guam durch die US-
Truppen war für Japan ein
mit Stalingrad vergleich-
barer Wendepunkt im pazi-
fischen Krieg, der seine
Niederlage im Zweiten
Weltkrieg einleitete.

1949 unterschrieb US-
Präsident Harry S.Truman
den Organic Act, ein Ge-
setz, das Guam zu einem
externen Territorium der
USA mit sogenannter „in-

nerer Autonomie“ machte. Praktisch
heißt das: Die Inselbewohner leben auf
US-amerikanischem Boden („U.S.Ter-
ritory of Guam“), sie haben aber kein
Stimmrecht in Bundesangelegenhei-
ten.

Zur Zeit leben auf Guam ungefähr
154.800 Menschen, davon etwa 37%
indigene Bevölkerung. Sie nennen sich
Chamoru. In dem Namen steckt das
Wort Moro; im Deutschen kennen wir
das Wort „Mohr“: Bereits die Spanier
bezeichneten sie so wegen ihrer
schwarzen Haut.Die Sprache der Cha-
moru ist ein kreolischer Mix aus Spa-
nisch, Mikronesisch und asiatischen
Elementen.Ihr Land,ihre Insel nennen
sie Guåhån.
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HAMBURG. Unter dem Motto „Hand in
Hand für Bildung – Menschenrechte
jetzt anpacken!“ startet die Globale Bil-
dungskampagne ihre weltweiten Ak-
tionswochen. Bis Ende Mai schließen
sich in Deutschland wie auch in 120 an-
deren Ländern Millionen Menschen
Hand in Hand zusammen, um auf das
Recht auf Bildung aufmerksam zu ma-
chen. Politische Entscheidungsträger
sollen so an ihr Versprechen aus dem Jahr
2000 erinnert werden, allen Mädchen
und Jungen weltweit eine kostenlose
und gute Grundbildung bis zum Jahr
2015 zu ermöglichen. Rund um den Glo-
bus werden Unterstützer der Kampag-
ne, darunter viele Schülerinnen und
Schüler sowie Lehrkräfte, Figurenketten basteln oder Men-
schenketten vor symbolträchtigen Orten formen. Dadurch

sollen die fast 80 Millionen Kinder
weltweit dargestellt werden, die
noch immer keine Chance auf eine
Schulbildung haben.Im Internet ruft
die Bildungskampagne zur Teilnah-
me an der weltweit längsten virtuel-
len Kette für Bildung auf.Schon jetzt
haben sich über 40.000 Menschen an-
geschlossen!  Dass etwas erreicht
werden kann, zeigen die Zahlen ak-
tueller Studien ganz deutlich: Seit
dem Jahr 2000 ist die Anzahl der Kin-
der, die keine Schulbildung erhalten
haben, von mehr als 100 Millionen
auf unter 80 Millionen gesunken.Im-
mer mehr Mädchen besuchen die
Schule und die Ausgaben für Bildung

in den Entwicklungsländern sind gestiegen. Aber es muss
viel mehr getan werden. www.bildungskampagne.org

Wertgutscheinsystem abgeschaffen
GÖTTINGEN. Der Sozial- und Gesund-
heitsausschuss des Landkreises Göttin-
gen hat sich in seiner Sitzung am
25.4.2007 mehrheitlich (6:4) für die Ab-
schaffung des Wertgutscheinsystems für
Flüchtlinge zu Gunsten zukünftiger
Bargeldauszahlung ausgesprochen. Der
Kreistag wird sich dieser Entscheidung
voraussichtlich in seiner nächsten Sit-
zung am 9.5.2007 anschließen.Wörtlich
heißt es in dem Antrag: „Der Kreistag
[lehnt] das Gutscheinsystem für Flücht-
linge ab“ und „fordert die Verwaltung
auf,den Vertrag zur Abrechnung von So-
dexho Pass Wertgutscheinen zum
nächstmöglichen Zeitpunkt mit dem
Ziel einer künftigen Barauszahlung zu
kündigen.“ Zur Begründung heißt es
unter anderem, die Gutscheinregelung
sei „diskriminierend“ und bedeute für
die Betroffenen „Bevormundung, De-
mütigung und Stigmatisierung“.

www.bargeldstattgutscheine.de.tf

IPPNW-Veranstaltungsreihe 
zum Uranbergbau bei Bundes-
gartenschau
GERA. Wie hoch ist heute noch das Risi-
ko für ehemalige Wismut-Bergarbeiter
an Krebs zu erkranken? Wird eine Be-
seitigung aller Schäden und Giftstoffe
aus jahrzehntelangem Uranbergbau
möglich sein? 
Die Regionalgruppe Jena-Gera-Rudol-
stadt der Internationalen Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW) be-
gleitet die Bundesgartenschau 2007 in
Thüringen mit einer Veranstaltungsrei-
he,die den früheren Uranbergbau in der
Region aus verschiedenen Perspektiven
betrachtet.Das Themenspektrum reicht
dabei von den damaligen Arbeitsbedin-
gungen der Bergbaukumpel über die
politische Bedeutung des geförderten
Uranerzes bis hin zur Umweltzerstö-
rung durch die SDAG Wismut.

Infos unter www.uranrisiko.de

Rundreise von ugandischen 
BlumenarbeiterInnen
KÖLN. Vom 8. bis 31. Mai lädt FIAN
Deutschland e.V. Stephen Baraza, den
Generalsekretär der neu gegründeten
ugandischen Gewerkschaft der Blu-
menarbeiterInnen Uganda Horticultu-
ral and Allied Workers’ Union (UHA-
WU), und Flavia Amoding, Referentin
der Nichtregierungsorganisation Ugan-
da Workers’ Education Association
(UWEA) nach Deutschland ein. Seit
1993 exportieren rund 20 ugandische
Blumenfarmen vor allem Rosen nach
Europa. Auf 200 Hektar produzieren
6000 Arbeiterinnen und Arbeiter in den
Gewächshäusern rund 7.000 Tonnen
Blumen jährlich. Der junge Sektor ge-
hört inzwischen zu den am schnellsten
wachsenden Industriezweigen des Lan-
des. Den Erfolgsmeldungen stehen je-
doch die Berichte der Arbeiterinnen und
Arbeiter über die schlechten Arbeitsbe-
dingungen auf den Farmen entgegen.

Demonstrationen am 26. Mai:

G8-Bildungspolitik in die 
Zange nehmen!

BERLIN. Am 26. Mai 2007 finden in
Berlin und Hamburg zwei Großdemon-
strationen gegen die G8-Bildungspoli-
tik statt. In den Aufrufen heißt es: „Wir
stellen uns gegen die von der G8 propa-
gierten und durch internationale Han-
delsabkommen in Umsetzung befindli-
che Bildungspolitik. Im Rahmen der
internationalen Mobilisierungen erklä-
ren wir den 26. Mai 2007 zum Aktions-
tag für freie Bildung und veranstalten
in Berlin und Hamburg zwei Großde-
monstrationen,um so die G8 symbolisch
in die Zange zu nehmen. Darüber hin-
aus rufen wir dazu auf, sich an den Gip-
felprotesten im Juni zu beteiligen … Für
selbstbestimmte und gebührenfreie Bil-
dung für Alle von Anfang an. Das heißt:

• Für die Demokratisierung der Schu-
len und Hochschulen.
• Für die Verwirklichung des Rechts auf
Ausbildung für alle Jugendlichen sowie
die Schaffung der erforderlichen Aus-
bildungsplätze.
• Gegen eine bildungspolitische Diskri-
minierung von MigrantInnen und sozi-
al Benachteiligten.
• Gegen strukturelle Selektionsmecha-
nismen in der Schule – für eine gemein-
same Schulbildung für Alle.
• Für eine Öffnung der Hochschulen für
alle Menschen, die studieren wollen.
• Gegen Zulassungswillkür im Sinne
eines marktorientierten Studienplatz-
angebotes,den Aufbau von Studienbar-
rieren durch willkürliche Auswahlme-
chanismen sowie die quotenorientierte
Beschränkung für den Zugang zum
Master.
• Für die Schaffung und Einhaltung ta-
rifpolitischer Mindeststandards im Bil-
dungsbereich.

• Gegen prekäre Beschäftigungsver-
hältnisse, unter anderem an Bildungs-
einrichtungen.
• Gegen jegliche Art von Studienge-
bühren.
• Für eine elternunabhängige, finan-
ziell ausreichende (Aus)bildungsförde-
rung in allen Bereichen.
• Für grundsätzlich kostenfreie Kita-
plätze.
• Für eine kostenfreie und jedem zu-
gängliche sowie geförderte Fort- und
Weiterbildung.
• Für Lehrmittelfreiheit in allen Bil-
dungsbereichen.“
UnterzeichnerInnen sind neben ört-
lichen und regionalen Gruppen u.a. das
Aktionsbündnis gegen Studiengebüh-
ren , der Bundesausschuss der Studen-
tinnen und Studenten in der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft  und
das Bündnis für Politik- und Mei-
nungsfreiheit.

pm-Bündnis,www.freie-bildung-berlin.de
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BERLIN. Die deutsche Hauptstadt erlebte am 24.4.2007 erneut eine überraschend
große Schülerdemo. Mehr als 5.000 Jugendliche (die Polizei sprach von 1.600)
demonstrierten durch die Innenstadt, um das Recht auf Bildung und Ausbildung
zu fordern. Im Anschluss spielten der Rapper Prinz Pi und die Skaband Ging-
sengbonbons vor dem Roten Rathaus. „Es ist super, dass trotz der kurzen Mo-
bilisierungszeit so viele Schüler gekommen sind“, sagte Raphael (17) von der
Schülerinitiative „Bil-
dungsblockaden einrei-
ßen!“, die zum Schulstreik
aufgerufen hatte. Schon im
September hatten ca.
10 000 SchülerInnen ähnli-
che Aktionen für mehr Aus-
bildungsplätze, Lernmit-
telfreiheit,Verzicht auf Stu-
diengebühren und die Ab-
schaffung des dreigliedri-
gen Schulsystems durch-
geführt. http://schulaction.de/

„Die Hauptprobleme sind die geringen
Löhne, die unbezahlten Überstunden,
die fehlende Arbeitsplatzsicherheit, die
mangelnde Schutzkleidung gegen die
hochgiftigen Pestizide und vor allem die
Unwissenheit der Beschäftigten über
Im Dezember 2006 haben rund 500 Blu-
menarbeiterinnen und -arbeiter diese
Zustände nicht länger über sich ergehen
lassen und ihre eigene Gewerkschaft ge-
gründet.

Termine: 8.5. Köln, DGB-Haus, 19
Uhr • 21.5. Duisburg, InWent, Am
Buchenbaum 37,17 Uhr • 9.5. Trost-
berg, Kath. Pfarrsaal, 20 Uhr • 22.5.
Aschaffenburg, Nord- Süd- Forum •
11.5.Wien,Café Prückl,10 Uhr • 23.5.
Frankfurt a.M., Haus am Dom, 19.30
Uhr • 13.5. Gera/Ronneburg, BUGA,
15 Uhr • 25.5.Hamburg, Hansaplatz,
19 Uhr • 15.5. Bingen, Kloster Ja-
kobsberg, 19.30 Uhr • 19.5. Dort-
mund, Platz von Netanya, 11  Uhr •
29.5. Münster, ESG, Breul 43, 20 Uhr.

www.fian.de

Protestaktionen bei Bayer-
Hauptversammlung
KÖLN. Zahlreiche Gruppen und Akti-
visten beteiligten sich an den Protesten
zur Bayer-Hauptversammlung am 27.
April in Köln. Klaus Klinger, Schüler
von Top-Künstler Gerhard Richter, hat-
te eigens eine vier Meter große Skulptur
gestaltet. Die Arbeit des weltweit mit
großformatigen Arbeiten gegen Aus-
beutung und Krieg aktiven Künstlers
war Teil des Protests gegen die geplan-
te Verbrennung von Giftmüll in Anlagen
des Bayer-Konzerns. Bayer steht seit
Monaten in der Kritik,da in Anlagen des
Konzerns entgegen früherer Zusagen
Giftmüll aus aller Welt verbrannt wird.
Aktuell will Bayer rund 5.000 Tonnen
krebserregendes Hexachlorbenzol aus
Australien importieren.Gemeinsam mit
dem Eine Welt Netz NRW hat die Coor-
dination gegen Bayer-Gefahren mehr

als 2.800 Unterschriften für einen Offe-
nen Brief gesammelt, der in der Ver-
sammlung dem Bayer-Vorstand überge-
ben wurde. Hierin fordern die Verbände
den Konzern auf, das Versprechen aus
dem Jahr 1995 umzusetzen, alle Pestizi-
de der Gefahrenklasse I vom Markt zu
nehmen.Bayer hat die Ankündigung bis
heute nicht eingehalten. Jahr für Jahr
werden in Ländern des Südens Tausen-
de Landarbeiter durch hochtoxische
Bayer-Pestizide vergiftet.

.www.cbgnetwork.org

Kampagne fordert soziale Kriterien
bei Sportkleidungskauf
WUPPERTAL. Der Deutsche Fussball-
bund verhandelt zur Zeit mit Sportaus-
rüstern über die zukünftige Ausrüstung
der Nationalmannschaft. Die „Kam-
pagne für Saubere Kleidung“ hat ge-
meinsam mit VAMOS dazu einen offe-
nen Brief an den DFB geschickt hat.
Darin heißt es u.a.: „In diesem Rahmen
möchten wir den Appell an Sie richten,
die Entscheidung für oder gegen einen
Ausstatter auch an sozialen Kriterien zu
orientieren, die in Verbindung mit der
Produktion der Sportbekleidung bzw. –
artikel in den Herkunftsländern stehen.
So sind in China, Mittelamerika und
Osteuropa Millionen Frauen in der Be-
kleidungsproduktion in sog.Weltmark-
fabriken beschäftigt: Sie arbeiten für
einen Hungerlohn, sind häufig Repres-
salien unterworfen und haben nur ganz
selten die Möglichkeit, sich gewerk-
schaftlich zu organisieren. Die großen
Markenhersteller sind sich des Themas
durchaus bewusst. Heutzutage gibt es
kaum mehr eine Weltmarkfirma, die
sich keine Abteilung für „nachhaltiges
Wirtschaften“ leistet.Doch über Selbst-
verpflichtungserklärungen hinaus, ist
leider bis heute wenig passiert. Unsere
direkten Kontakte mit Menschen-
rechts- und anderen Nichtregierungs-
organisationen in der „Dritten Welt“
belegen ganz deutlich, dass sich trotz

solcher Willenserklärungen die Situa-
tion von Näherinnen in Weltmarktfa-
briken keineswegs verbessert hat. Die
jetzt anstehende Entscheidung des DFB
sehen wir als große Chance, die Firmen,
die sich um den Ausrüstervertrag be-
werben, in einen Kommunikationspro-
zess einzubinden – zum Wohle der be-
troffenen Menschen in Osteuropa,Asien
und Lateinamerika. Unserer Ansicht
nach ist hierbei die Meinung der Men-
schen und Organisationen, die die Ware
erstehen – so wie jetzt der DFB – ent-
scheidend, um gegenüber den Marken-
unternehmen ein Klima zu erzeugen, in
dem Menschen- und Arbeitsrechte
innerhalb der Produktionskette ins
Zentrum der Wahrnehmung rücken.Wir
sind der Meinung und arbeiten intensiv
daran,dass „ethisches Konsumieren“ in
Zukunft eine gravierende Rolle für Ver-
braucherentscheidungen spielen wird.
Der DFB hat schon jetzt die Möglich-
keit, solche Kriterien in seinen Ent-
scheidungsprozess zu integrieren und
damit sein soziales Engagement unter
Beweis zu stellen.“ 

www.saubere-kleidung.de

Haltung der Bundesregierung zur
Streumunition ist unzureichend!
BERLIN. Die im Aktionsbündnis Land-
mine.de zusammengeschlossenen Hilfs-
organisationen zeigen sich enttäuscht
vom Ausgang eines Expertentreffens zu
aktuellen Fragen des humanitären Völ-
kerrechts, das vom Internationalen Ko-
mitee vom Roten Kreuz in Montreux
(18.–20.04.2007) veranstaltet wurde.
Das Aktionsbündnis lehnt den von der
Bundesregierung auf dem Treffen vor-
gelegten „Dreistufenplan zum weltwei-
ten Verzicht auf gefährliche Streumuni-
tion“ als völlig unzureichend und un-
glaubwürdig ab. Der deutsche Plan
richtet sich an die Vertragsstaaten der
VN-Waffenkonvention, wo seit fünf
Jahren erfolglos über Streumunition
diskutiert wird.Zugleich untergräbt die
Bundesregierung damit die kürzlich ge-
startete Initiative Norwegens für ein
umfassendes Verbot von Streumunition.
Der Dreistufenplan sieht lediglich den
Verzicht auf „gefährliche Streumuni-
tion“ vor, hält aber an sog. ungefähr-
licher Streumunition fest und fordert
eine Aufrüstungsinitiative in Bezug auf
sog. alternative (High-Tech-)Streumu-
nition. Das Aktionsbündnis weist dar-
auf hin,dass die von Streumunition aus-
gehende Gefahr nicht nur durch Blind-
gänger erzeugt wird, sondern auch
durch die direkte, wahllose und damit
völkerrechtswidrige Einsatzmethode
der Waffe. Eine Salve des MLRS Rake-
ten-Werfers (Multiple Launch Rocket
System) verstreut beispielsweise nahe-
zu 8.000 Streumunitionen über ein Are-
al von bis zu einem Quadratkilometer.
Das entspricht  einer Fläche von 200
Fußballfeldern. ww.landmine.de



12 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 9/2007

Angelika Lex, für den Vorstand der Deutsch Kurdischen Gesellschaft e.V.:

Humanitärer Gau:  Bayern beginnt mit Abschiebungen ins Kriegsgebiet Irak

Als „fatales Signal zur Unzeit“ kritisiert der
Bayerische Flüchtlingsrat e.V. die Ankündi-
gung Bayerns, mit Abschiebungen in den
Nordirak zu beginnen. Während UNHCR und
die EU-Länder auf internationalen Konferen-
zen in Genf und Luxemburg um humanitäre
Regelungen für die circa 4 Millionen Irak-
Flüchtlinge ringen, destabilisiert der bayeri-
sche Innenminister Beckstein die Lage wei-
ter.

In einem Schreiben vom 17.4.07 fordert
das Bayerische Innenministerium die
Ausländerbehörden auf, Listen über
Rückkehrkandidaten aus dem Nordirak
zu erstellen. Erfasst werden sollen alle
Straftäter und „Gefährder“. Als Straf-
täter werden Personen definiert, die zu
einer höheren Geldstrafe als 50 Tages-
sätzen verurteilt sind. Davon betroffen
sind viele Iraker, die entgegen der Be-
stimmungen des Wirtschaftsembargos
Geld an ihre Familien geschickt haben.
Betroffen sind alle Personen, die in den

autonomen Kurdengebieten und der
Region Kirkuk, die von Bayern in Vor-
wegnahme der noch nicht getroffenen
Regelung den Autonomiegebieten zuge-
schlagen wird, geboren sind. Auf die
ethnische Zugehörigkeit oder sonstige
Kriterien soll es nicht ankommen.

Demgegenüber hatte das Bundesin-
nenministerium gestern betont, eine
Rückführung in die „Autonomieregion
Kurdistan-Irak (Provinzen Suleyma-
nia, Erbil, Dohuk)“ finde nur statt,
„wenn die betreffenden Personen aus
dieser Region stammen und dort in fa-
miliäre oder andere soziale Strukturen
zurückkehren, die eine Wiedereinglie-
derung der Rückkehrer in den Arbeits-
markt, den Wohnungsmarkt sowie an-
dere grundlegende Versorgungsdienste
gewährleisten und deren Schutz über-
nehmen können“. Hintergrund dieser
sachgerechten Differenzierung ist die
Einschätzung, dass für arabische Volks-
zugehörige im Nordirak, die nicht über

eine familiäre Anbindung verfügen,
eine menschenwürdige Existenz nicht
gesichert ist und eine Rückführung die-
ses Personenkreises vorhandene Span-
nungen verschärfen würde.

Besonders angespannt ist die Lage in
der Region Kirkuk.Das Auswärtige Amt
warnt im Lagebericht vom 11.1.07 vor
einem „Ausbruch eines ethnischen
Konflikts zwischen Arabern und Kur-
den“. Dieser sei zwar bis heute nicht of-
fen ausgebrochen, doch komme es im-
mer wieder zu Anschlägen in der Stadt.
So starben nach Angaben von Iraq To-
day von Samstag mit Mittwoch allein in
Kirkuk mindestens elf Menschen bei
Anschlägen und offenen Schießereien.
Kurdische Gruppen versuchen gegen
die frühere Arabisierungspolitik in Kir-
kuk unter Saddam Hussein, die arabi-
sche Bevölkerung zur Rückkehr in die
ehemaligen Siedlungsgebiete zu be-
wegen und gezielt Kurden in Kirkuk an-
zusiedeln.

20.4.07. Während der laufenden Konferenz
des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Na-
tionen (UNHCR), mit 450 Ministern und De-
legierten aus 60 Ländern, in der Gelder für
die Flüchtlingshilfe gesammelt werden, und
im Irak eine der größten humanitären Krisen
auf der Welt diskutiert wird, wo festgestellt
wird, dass 4 Millionen Iraker auf der Flucht
sind, jeden Monat 50.000 neue Flüchtlinge
hinzu kommen, weist das Bayerische Innen-
ministerium mit Schreiben vom 17.4.2007
die Ausländerbehörden an, Listen von
Flüchtlingen zu erstellen, die in den Nord-
irak abgeschoben werden sollen.

Nach einem Schreiben des Bundesin-
nenministeriums vom 13.3.2007 können
nun Personen aus den autonomen Kur-
dengebieten, die straffällig geworden
sind, sowie Personen, die als Sicher-
heitsgefährder eingestuft werden, in
den Nordirak abgeschoben werden.

Dies konterkarriert die Bemühungen
der Flüchtlingshilfe von UNHCR und
ist an Zynismus nicht zu überbieten.

Die katastrophale Situation im Irak
ist jeden Tag den Medien zu entnehmen,
obwohl nur ein Bruchteil der Katastro-
phe jemals die westlichen Medien er-
reicht. Allein in Bagdad sterben jeden
Tag mehr als 100 Personen:  Polizisten,
Soldaten Männer, Frauen und Kinder.
Täglich kommt es zu Morden, Entfüh-
rungen, Lösegelderpressungen, Bom-
benanschlägen und Vergewaltigungen.
Dies passiert in allen Landesteilen,
wenn auch in unterschiedlicher Inten-

sität. Eine Verbesserung der Situation
ist nicht in Sicht, vielmehr verschlech-
tert sich die Sicherheitslage fast täglich.
Es werden immer größere Katastrophen
gemeldet.

Auch der Nordirak ist von diesen
Übergriffen nicht verschont. Auch dort
finden Anschläge, Übergriffe und Mor-
de statt, die Versorgungslage ist vor al-
lem für Flüchtlinge und Rückkehrer ka-
tastrophal. Es gibt weder ausreichende
Versorgung mit Nahrungsmitteln, noch
mit Medikamenten, sauberem Wasser
und Elektrizität.

Vor allem wird die Stadt Kirkuk in die
Regelung mit einbezogen, die bislang
nicht zu den autonomen Kurdenprovin-
zen gehört. Wegen der dortigen Ölvor-
kommen ist Kirkuk stark umkämpft,
Schwierigkeiten ergeben sich auch aus
den unterschiedlichen Interessen der

dort lebenden Kurden, Arabern und
Turkmenen. Auch in Kirkuk finden na-
hezu täglich Anschläge statt.

Dies alles spielt jedoch für das Baye-
rische Innenministerium offensichtlich
keine Rolle.Es wird lediglich darauf ab-
gestellt, ob der Geburtsort in diesen
Provinzen liegt, nicht aber ob die Per-
sonen auch tatsächlich dort noch Kon-
takte haben und bei einer Rückkehr in
einem Familienverband aufgenommen
werden könnten. Ohne diesen wäre un-
abhängig von der Sicherheitslage be-
reits die Sicherung des Existenzmini-
mums nicht gegeben. Wegen der Ar-
beitslosenquote von 80 % ist es für ei-
nen Rückkehrer unmöglich, seinen Le-
bensunterhalt selbst zu bestreiten.

Es wird auch nicht hinterfragt, ob es
sich bei den Personen um Angehörige
religiöser Minderheiten handelt, die ei-

Bayerischer Flüchtlingsrat, 20.4.2007: „Ein fatales Signal zur Unzeit!“

Bayern startet Abschiebungen in den Nordirak

Bild: 
http://carava.net/.
Eindrücke von der De-
monstration irakischer
Flüchtlinge am 31.
März.

Die Texte aus 
München wurden den
Münchner 
Lokalberichten 
Nr. 9/2007 
entnommen
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Die United Nations Assistance Mis-
sion for Iraq (UNAM) übt in ihrem 10.
Bericht über die Lage der Menschen-
rechte scharfe Kritik. Die „Erfolgs-
meldungen“ der Besatzungsmacht
und der irakischen Regierung, die Of-
fensive in Bagdad habe die Sicherheit
verbessert und die Stabilität erhöht,
kann die UN-Organisation nicht be-
stätigen. Auch seit Beginn der Offen-
sive seien zahllose Menschen getötet
worden, nach einem Rückgang im Fe-
bruar sind in Bagdad die Zahlen der
Getöteten im März wieder in die Höhe
geschnellt. Auch die Zahl der Entfüh-
rungen ist hoch geblieben, die ethni-
schen Säuberungen der Wohnviertel
dauern an. Die Gewalt hat zu einem
gewaltigen Flüchtlingsproblem ge-
führt. Insgesamt sind vier Millionen
aus ihren Wohnorten geflohen (davon
zwei Millionen in die Nachbarländer),
200.000 allein seit Dezember 2006.
U.a.haben 12.000 Ärzte das Land ver-
lassen, 2.000 wurden getötet, so dass
die Versorgung der Kranken und Ver-
wundenen zunehmend prekär wird.
Die humanitäre Situation verschlech-
tert sich im ganzen Land rasant. Acht
Millionen Menschen sind gefährdet

und auf Hilfe angewiesen, vier Milli-
onen auf Versorgung mit Lebens-
mittelns. Nur 32% der Bevölkerung
hat Zugang zu Trinkwasser. 60% sind
arbeitslos, 54% müssen von weniger
als einem Dollar am Tag leben.

Die UN-Organisation kritisiert ins-
besondere die Lage der Menschen-
rechte. Die Meinungsfreiheit wird im-
mer weiter eingeschränkt. Angriffe
auf Lehrer und Professoren, Schulen
und Universitäten gefährden die Aus-
bildung. Journalisten werden auch
von den Sicherheitskräften angegrif-
fen oder willkürlich festgenommen.
Auch die Gewalt gegen Frauen nehme
zu.Dem Bericht zufolge wurden allein
in Bagdad im 1. Quartal 3000 Men-
schen festgenommen und eingesperrt,
ohne dass ihre grundlegenden Rechte
beachtet wurden. Insgesamt befinden
sich im ganzen Irak 20.000 Menschen
in irakischen und weitere 18.000 in
US-Gefängnissen, meist ohne Ankla-
ge und Prozesse. Die UN-Organisa-
tion kritisiert insbesondere die unbe-
grenzte Haft in den Gefängnissen der
Besatzungstruppen. scc
www.telepolis.de, Florian Rötzer, Irak: Zu-

sammenbruch von Recht und Ordnung) 

Mit Weisung vom 17.4.07 will das Bayerische
Innenministerium erstmals seit 1988 wieder
Flüchtlinge aus dem Nordirak abschieben.
Deshalb wurden alle Ausländerbehörden an-
gewiesen, Listen von abschiebefähigen
Flüchtlingen aus dem Nordirak zu erstellen.

Als abschiebefähig werden Flüchtlinge
angesehen, die während ihres Aufent-
haltes zu einem Strafmaß von mehr als
50 Tagessätzen verurteilt wurden. Mit
einem Antrag zur dringlichen Behand-
lung im nächsten Plenum wollen die
Grünen eine eindeutige Positionierung
des Stadtrates erreichen. Abschiebun-
gen in den Irak – in welchen Landesteil
auch immer – darf es nicht geben. Die-
se Position soll der Oberbürgermeister
gegenüber der Bayerischen Staatsregie-
rung vertreten und auch in die Gremien
des Bayerischen und Deutschen Städte-
tages einbringen. Das Kreisverwal-
tungsreferat, welches sich der Weisung
nicht entziehen kann, soll mit äußerster
Zurückhaltung vorgehen.

Siegfried Benker,Fraktionsvorsitzen-
der: „Der Krieg der USA hat zwar das
verbrecherische Regime Saddam Hus-
seins beendet,aber gleichzeitig den Irak
vollkommen destabilisiert.Täglich ster-
ben Dutzende,wenn nicht Hunderte von
Irakern bei Bombenanschlägen oder
durch Schießereien. Entführungen sind
an der Tagesordnung. Sicherheit kann
die Regierung nicht einmal mehr in der

sog. Grünen Zone in Bagdad garantie-
ren. Doch so richtig, wie sich die
Bundesregierung verhalten hat, als sie
eine Kriegsbeteiligung gegen den Irak
ablehnte,so beschämend verhält sie sich
gegenüber den Flüchtlingen.

Der Stadtrat muss sich in dieser Fra-
ge eindeutig positionieren. Viele iraki-
sche Flüchtlinge leben seit vielen Jah-
ren hier und sind Bürger dieser Stadt
geworden. Es ist Aufgabe des Stadtra-
tes, sich auch vor diese Bürger zu stel-
len. Es geht den Grünen nicht darum,
Schwerverbrecher oder Gewalttäter zu
schützen. Vielmehr betroffen sein wer-
den Flüchtlinge, die sich aufgrund ihrer
Flüchtlingssituation strafbar gemacht
haben. Wer beispielsweise Geld an sei-
ne Familie in den mit einem Boykott be-
legten Irak geschickt hat, wurde wegen
Verstoßes gegen das Außenwirtschafts-
gesetz mit hohen Strafen belegt.

Auch der Nordirak, in den zunächst
abgeschoben werden soll, ist nicht si-
cher genug, um dorthin abzuschieben.
Es gibt dort keinerlei Infrastruktur oder
Eingliederungshilfen für Flüchtlinge,
die dann buchstäblich vor dem Nichts
stehen. Außerdem kann nach allen Er-
fahrungen davon ausgegangen werden,
dass nach den Straftätern mit mehr als
50 Tagessätzen auch alle anderen
Flüchtlinge aus dieser Region abge-
schoben werden sollen.“

ww.gruene-muenchen-stadtrat.de 

„Die undifferenzierte Rückführungs-
politik Bayerns gießt Öl in diesen Kon-
flikt“, so der stellvertretende Vorsitzen-
de des Bayerischen Flüchtlingsrats,Hu-
bert Heinhold. Der Bayerische Flücht-
lingsrat fordert das Bayerische Innen-
ministerium auf,Flüchtlinge keinen un-
kalkulierbaren Risiken auszusetzen
und Abschiebungen in den Irak zu
unterlassen. „Eine solche kurzsichtige
Politik torpediert die internationalen
Bemühungen um Stabilisierung, scha-
det dem internationalen Ansehen
Deutschlands und ist inhuman“.

Rückfragen und Interviewwünsche an:
RA Hubert Heinhold | Stellvertr. Vorsitzender
des Bayerischen Flüchtlingsrats | Tel: 089-
5427500
Alexander Thal | Sprecher des Bayerischen
Flüchtlingsrats | Tel: 089-762234, 

Bayerischer Flüchtlingsrat , Augsburger Str.
13, 80337 München,
tel 089 76 22 34, fax 089 76 22 36
www.fluechtlingsrat-bayern.de
www.hinterland-magazin.de

Bank für Sozialwirtschaft 
Blz: 700 205 00, Kto.Nr. 88 326 02

ner besonderen Gefährdung unterlie-
gen.

Um eine breiten Widerstand gegen die
humanitäre Katastrophenentscheidung
zu verhindern, wird zunächst die Ab-
schiebung nur für Straftäter durchge-
führt. Es sind jedoch alle Personen be-
troffen, die zu mehr als 50 Tagessätzen
verurteilt worden sind.Dabei handelt es
sich um eine äußerst niedrige Grenze.
Betroffen sind z.B. Flüchtlinge, die ih-
ren Familien finanzielle Hilfe geleistet
haben, da sie hierdurch gegen das gegen
den Irak verhängte Embargo verstoßen
haben, und nun wegen Verstoßes gegen
das Außenwirtschaftshandelsgesetz zu
hohen Strafen, die regelmäßig über der
Grenze von 50 Tagessätzen liegen, ver-
urteilt wurden und auch andere Delik-
te der Bagatellkriminalität wie z.B.
Schwarzfahren oder Ladendiebstahl.

Es gibt keine Unterscheidung,wie z.B.
bei der Bleiberechtsregelung zwischen
Delikten, die nur Ausländer begehen
können und anderen Delikten.

Diese Regelung ist jedoch nur der Ein-
stieg in eine Abschiebungspolitik, die
auch andere Iraker treffen wird. Ge-
plant ist auch die Abschiebung aller
Personen, die nur noch im Besitz einer
Duldung sind, ohne Rücksicht darauf,
dass die Situation im Irak eine humani-
täre Katastrophe ist und auch in abseh-
barer Zeit mit keinerlei Verbesserungen
zu rechnen ist.

Deutsch Kurdische Gesellschaft e.V.,c/o RAinnen
Angelika Lex und Juliane Scheer, Landwehrstra-
ße 55,80336 München.Tel 089-54404434,Fax 089-
54404436

Stadtratsfraktion Die Grünen – rosa liste :

Grüne fordern weiterhin Abschiebeschutz
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Migranten auf Kommunal-
wahllisten: AUGSBURG. Der

Ausländerbeirat der Stadt hat
die Parteien aufgerufen, bei der

Aufstellung der Listen für die Kommu-
nalwahl verstärkt Migranten zu be-
rücksichtigen. Im Schreiben des Vorsit-
zenden des Beirats heißt es: „Trotz der
wiederholten Initiative von Ausländer-
beiräten vieler Städte lässt das Wahl-
recht für Migranten ohne deutschen
oder EU-Pass weder die aktive noch
passive Beteiligung bei den Gemeinde-
ratswahlen zu.“ Es wird angeregt,Frau-
en und Männern mit Migrationshinter-
grund „Zugang zu Listenplätzen zu ge-
währen, welche die Aussicht auf den
Einzug in den  Stadtrat gewähren“.
Dies würde die Vertretung eines Drit-
tels der Stadtbevölkerung im Stadtrat
verbessern und wäre ein wichtiges Sig-
nal dafür, dass sich der Einsatz im Rah-
men der etablierten Parteien lohnt.

(Berichte aus Augsburg und Schwaben)

Linksbündnis will eine klimafreund-
lichere Stadt: HANNOVER. Eine konse-
quent klimafreundliche Kommunalpo-
litik hat der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende des Linksbündnisses im
Rat der Landeshauptstadt Hannover,
Jeremy Krstic, gefordert. In einer von
den Grünen angeregten Aktuellen
Stunde des Stadtrates zum Klima-
schutz forderte Krstic mehr Investitio-
nen in diesem Bereich und warf den Ver-
antwortlichen in Verwaltung und Poli-
tik vor, für sie spiele der Klimaschutz
bisher nur eine untergeordnete Rolle.
Nur so sei zu erklären, dass das erhoff-
te Ziel von 25 Prozent CO2-Einsparun-
gen nicht erreicht wurde, sondern le-
diglich 7,5 Prozent. „Eine nachhaltige
Klimapolitik für Bürgerinnen und Bür-
ger muss Vorrang haben vor dem kurz-
fristigen Stopfen von Haushaltslö-
chern“, so Krstic. Investitionen in den
Klimaschutz würden sich auszahlen:
Nicht nur durch niedrige Betriebskos-
ten und natürlich klimatisch, sondern
auch durch eine gute Auftragslage für
regionale Unternehmen und geschaffe-
ne Arbeitsplätze. Der Stadtrat des
Linksbündnisses forderte, den ProKli-
ma-Fond aufzustocken: „Bei steigen-
den Umsätzen und Gewinnen der
Stadtwerke sollte es doch möglich sein,
den jährlichen Förderungsbetrag des
ProKlima-Fonds von 4 Millionen zu
Gunsten des Klimas um 2 Millionen zu
erhöhen.“ Jeremy Krstic regte zudem
ein umlagefinanziertes Nahverkehrs-
modell an, als Alternative zu Fahrver-
bot und City-Maut. Linkszeitung

Extra-Leistungen für arme Kinder: BO-
CHUM. Bochum soll Beziehern von Hartz
IV und anderen armen Haushalten zu-
sätzliche Hilfen gewähren, damit sie
notwendige Schulmaterialien anschaf-

fen können. Dies fordert die „Unab-
hängige Sozialberatung“. In Bochum
leben mehr als 10.000 Kinder unter 15
Jahren von Hartz IV. Weitere zweitau-
send sind ähnlich arm, noch mal mehr
als zehntausend armutsgefährdet. Am
26.4.sprach sich auch die Nationale Ar-
mutskonferenz in Berlin für höhere
Leistungen aus, die sich an den tat-
sächlichen Ausgaben für Kinder orien-
tieren müssten. Die „Unabhängige So-
zialberatung“ begrüßt die Forderung
der Nationalen Armutskonferenz, die
Regelsätze für Kinder neu und nach
dem tatsächlichen Bedarf festzusetzen.
Bis diese Verbesserung auf Bundesebe-
ne durchgesetzt sei, könnten die be-
nachteiligten Schulkinder aber nicht
warten. Die Stadt Bochum müsse einen
kommunalen Fonds einrichten,aus dem
Beihilfen für notwendige Schulmateri-
alien gewährt werden. „Am 3. Mai tagt
der Sozialausschuss, der muss das auf
den Weg bringen.“ Mitgliedschaften in
Sportvereinen, der Stadtbücherei,
Unterricht an der Musikschule, der Be-
such von Schwimmbädern und kultu-
rellen Einrichtungen ebenso wie das
„Schokoticket“ müssten kostenfrei
sein. Die Unabhängige Sozialberatung
verweist dabei auf das positive Beispiel
der Stadt Oldenburg. Dort wurde ein
kommunaler Lernmittelfonds in Höhe
von zukünftig 400.000 Euro eingerich-
tet, aus dem einkommensschwache
Haushalte Ausgaben für die Schule er-
stattet bekommen. Auch wenn die El-
tern im Erwerb stehen, droht Kinder-
armut.So lebt eine Facharbeiterfamilie
mit zwei Kindern und einem durch-
schnittlichenEinkommen (30.000 Euro,
ein Erwerbstätiger) unter dem Exis-
tenzminimum.. Der auffälligste Befund
der zunehmenden Verarmung der Fami-
lien in den letzten 40 Jahren ist, dass
sich seit 1965 die Geburtenzahl pro Jahr
fast halbiert und der Anteil der Kinder
in der Armut auf das Sechzehnfache ge-
steigert haben – obwohl die Mütterer-
werbstätigkeit um fast 60 Prozent ge-
stiegen ist! www.bo-alternativ.de

Weitere Buslinien sollen privatisiert
werden: FRANKFURT. A.M. Vier von fünf
Linienbündeln im Busverkehr werden
nun ausgeschrieben, und das fünfte Li-
nienbündel dient der Erpressung: es
wird nur dann an die VGF vergeben,
wenn diese sehr ambitionierte Einspa-
rungsziele erreicht. Die Grünen, allen
voran Lutz Sikorsky, bestätigen aber-
mals ihren konsequenten wirtschaftsli-
beralen Regierungskurs ohne Blick für
die Zukunft. Dass nun insgesamt 80%
der Buslinien ausgeschrieben werden,
stürzt weitere Busfahrerinnen und Bus-
fahrer in prekäre Beschäftigungsver-
hältnisse bei privaten Unternehmen.Im
Ergebnis ist die Entscheidung des Ma-
gistrates ein klarer Wortbruch der

Oberbürgermeisterin Petra Roth, die
noch während des Wahlkampfes eine
Inhousevergabe befürwortet hatte.
Roth wurde hier von den neoliberalen
Grünen vorgeführt und droht ihr Ge-
sicht zu verlieren. Es ist fraglich, wie
lange sie sich das noch bieten lassen
kann, ohne ihre Glaubwürdigkeit voll-
ends einzubüßen? Lothar Reininger,
Vorsitzender der Fraktion DIE LIN-
KE.WASG, im Römer sieht die Zukunft
der VGF gefährdet. „Dass Lutz Sikors-
ky sich gegen eine Ausweitung des Aus-
schreibungswettbewerbs auf den
Frankfurter Schienenverkehr ausge-
sprochen hat, ist noch weniger wert als
das Versprechen der Oberbürgermeiste-
rin Petra Roth zu Wahlkampfzeiten.Die
Beschäftigten bei der VGF müssen jetzt
kämpfen.“ www.dielinke.wasg-im-roemer.de

Mahnwache und Kundgebung zum To-
desfall: SPEYER. Am Donnerstag den
26.04.07 führte der Verein Soziales
Netzwerk Deutschland e.V eine Mahn-
wache und Kundgebung vor der GfA-
Vorderpfalz in Ludwigshafen durch. Im
Aufruf heißt es: „Ein schockierendes
Ereignis spielte sich am Sonntag in der
Dom-Stadt Speyer ab, als eine 48-jäh-
rige total abgemagerte Frau in einem
Mehrfamilienhaus mit letzter Kraft ih-
ren Besuchern die Wohnungstür öffne-
te. Im Wohnzimmer machte die alar-
mierte Polizeistreife eine grausige Ent-
deckung. Auf dem Sofa lag, zugedeckt
mit einer Decke, ein bis auf Haut und
Knochen abgemagerter toter Jugend-
licher. Es war der 20-jährige Sohn, der
schlicht und einfach verhungert war.
Mutter und Sohn sind beide Hartz IV-
Betroffene, seit letzten Dezember hat
die ARGE Ludwigshafen-Vorderpfalz
(GfA mbH) über ihre Nebenstelle in der
Bischofstadt dieser Kleinfamilie alle
Leistungen gestrichen und ihr somit die
materielle Existenzgrundlage entzo-
gen.Erschütternd sind die auch die Er-
lebnisse der ehrenamtlich aktiven Bei-
stände des Vereins Soziales Netzwerk
Deutschland e.V.,die sich in den letzten
Wochen häufen. Psychische Hinter-
gründe der Betroffenen werden nicht
berücksichtigt! Menschen, die sich
selbst nicht zu helfen wissen, können
täglich dasselbe Schicksal erleiden!“ 

http://www.soziales-netzwerk-deutschland.de 

Stadt legt Verfassungsbeschwerde ge-
gen „Schacht Konrad“ ein: SALZGITTER.
Die Stadt Salzgitter legt gegen das ge-
plante Atommüllendlager „Schacht
Konrad“ eine Verfassungsbeschwerde
ein. Der Rat der Stadt habe auf seiner
Sitzung am Mittwochabend beschlos-
sen, einen Rechtsanwalt damit zu be-
auftragen, teilte die Stadt mit. „Wir se-
hen unsere vor den Gerichten dargeleg-
ten Argumente nicht ausreichend ge-
würdigt“, sagte ein Stadtsprecher. Zu-

Kommunale 

Politik
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vor hatte bereits ein Landwirt aus
Salzgitter eine Beschwerde beim
Bundesverfassungsgericht eingelegt.
Die Gemeinden Lengede und Vechelde
hätten über eine Beschwerde noch
nicht entschieden, sagte der Sprecher.
Das Bundesverwaltungsgericht hatte
Anfang April die Klagen der Stadt
Salzgitter, der Gemeinden Lengede
und Vechelde sowie des Landwirts ge-
gen die Genehmigung des geplanten
Endlagers für schwach- und mittelak-
tiven Atommüll abgewiesen. Ebenso
hatte zuvor das Oberverwaltungsge-
richt im März entschieden. Es ist ge-
plant, eine Menge von 303.000 Kubik-
metern Atommüll in der ehemaligen
Eisenerzgrube bei Salzgitter einzula-
gern. (ngo-online)

Finanzierungsvorschläge zur Kinder-
betreuung sind unzureichend: KÖLN/
BERLIN. Der Deutsche Städtetag hält
die Vorschläge der Bundesfamilienmi-
nisterin zur Finanzierung des Ausbaus
der Kinderbetreuung für unzurei-
chend. Der Bund muss sich sowohl an
den einmaligen Investitions- als auch
an den dauerhaften Betriebskosten be-
teiligen. Sein Finanzbeitrag darf nicht
mit dem Jahr 2013 enden.Insgesamt ist
jährlich eine Bundesbeteiligung in
Milliardenhöhe erforderlich. Sonst
lässt sich das ehrgeizige Ziel eines Aus-
baus der Betreuungsplätze für durch-
schnittlich 35 Prozent der Kinder nicht
verwirklichen … Es kann nicht sein,
dass der Bund wochenlang hohe Er-
wartungen bei den Eltern weckt und
dann die Finanzierung der zusätz-
lichen Plätze doch zum allergrößten
Teil den Ländern und Kommunen
überlassen will. Die Betriebskosten
sind die höheren und dauerhaften Las-
ten, die nur gemeinsam zu schultern
sind“. www.staedtetag.de

Städtetag warnt vor schleichender
Enteignung der Stadtwerke: MÜN-
CHEN. Der Vorstand des Bayerischen
Städtetags hat erneut dringend an die
Bundesregierung und die Bayerische
Staatsregierung appelliert, die Ein-
griffe bei den Strompreisen so zu ge-
stalten,dass die Stadtwerke überleben
können. „Es ist 5 vor 12! Wenn die
staatlichen Regulierungsbehörden die
Entgelte für die Nutzung der Strom-
netze weiter so drastisch senken, ist
das das wirtschaftliche Ende vieler
Stadtwerke. Damit würde kommuna-
les, also den Bürgerinnen und Bürgern
gehörendes Vermögen, schleichend
enteignet!“, kommentierte der Vorsit-
zende des Bayerischen Städtetages,
Oberbürgermeister Hans Schaidinger,
die gegenwärtige Strompreispolitik
von Bund und Freistaat www.bay-staed-

tetag.de

(Zusammenstellung: ulj)

Quelle „Stuttgarter Zeitung online“ 5.3.07.
Nach dem Motto „Arbeit – dafür ziehen wir
an einem Strang“ präsentiert die Mannhei-
mer ARGE ihr Erfolgsrezept an einer Wä-
scheleine. Die Arbeitsangebote des Jobcen-
ters und der Job-Börsen, die zu Zweidritteln
aus Zeitarbeit und geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen bestehen, werden mit
weißen Wäscheklammern befestigt.

Seit Juni 2006 kann sich das Jobcenter
nun voll entfalten. Denn nach dem Um-
zug in das ehemalige Bankgebäude in
der Ifflandstraße findet ein/e Erwerbs-
loser/e alles unter einem Dach. Gleich
unten landen die täglich zwischen 60 bis
80 neuen Antragsteller/innen bei der
MEAS,das ist die Mannheimer Erst An-
lauf Stelle, wo die Hilfebedürftigkeit
erst einmal geprüft wird. Danach wer-
den sofort die so genannten Eingliede-
rungsvereinbarungen getroffen, die
nichts anderes bedeuten, dass die An-
tragsteller/innen einen Vertrag unter-
schreiben müssen, jeden Job anzuneh-
men.„Wir wollen alle dasselbe,nämlich
dass die Leute wieder Arbeit finden“,so
Christian Greiner, Chef der Mannhei-
mer Arbeitsagentur.Und deshalb findet
der zweite Geschäftsführer Ulrich
Manz die Vermittlung erwerbsloser
Menschen in Zeitarbeit „gut so“, „denn
ganz wichtig sei, dass die Leute, wenn
sie ins Jobcenter kommen, sofort sehen
worum es geht“. „In erster Linie um Ar-
beit und nicht ums Geld.“

Der rechte Eingang des Jobcenters

führt zum „Junges Mannheim“. Mit un-
gewöhnlichen Methoden werden hier
die Erwerbslosen unter 25 ganz schön
ran genommen. Denn das Prinzip För-
dern und Fordern wird hier ernsthaft
verfolgt und hat den Mannheimern
schon heftige Kritik für ihre harte Vor-
gehensweise eingebracht.Aber Joachim
Burg, zuständig für das junge Mann-
heim, weiß schon längst, dass man mit
Zugeständnissen nicht weit kommt.
„Die meisten Jugendlichen kommen
hier rein und gehen davon aus, dass sie
erst einmal Geld kriegen.“ „Es geht im-
mer ums Geld, immer um den Stoff, das
ist wie eine Sucht.“ „Aber sie merken
schnell, so läuft das hier nicht.Geld gibt
es bei uns nur gegen Leistung.“ Und tat-
sächlich hat das Jobcenter für jeden ein
Angebot. Natürlich nicht gerade den
Traumjob oder die Lieblingslehrstelle,
zumindest aber einen Praktikumsplatz
oder einen Ein-Euro-Job. „Ganz wich-
tig ist dass die Jungendlichen was tun“,
schaltet sich dann auch noch der Sozi-
alamtsleiter Herrmann Genz ein. Der
übrigens der Geistesvater des Jump Plus
Projektes ist und sich ständig um das
Versacken der Jugendlichen im Fern-
sehsessel sorgt.

Der Arbeitseifer in den oberen Etagen
des Mannheimer Jobcenters hat auf-
grund einer ungewöhnlichen zielstrebi-
gen Vorgehensweise die Zahl der Er-
werbslosen in Mannheim nach unten
geschraubt und ist bei 9,2 %,bei den un-
ter 25 jährigen sogar bei 5% gelandet.

„Junges Mannheim“

„Erfolgreiche Arbeitslosen-
bekämpfung in Mannheim“

„Doch das nenne ich Augenwischerei“, kritisiert
die Mannheimer Stadträtin Gudrun Kuch
Die ungewöhnliche hohe Arbeitslosen-
quote in Mannheim gegenüber dem
Landesdurchschnitt macht schon klar,
es fehlt an Arbeits- und Ausbildungs-
plätzen.

In der letzten Zeit überschlagen sich
die Erfolgsmeldungen aus der Stadt
Mannheim in den Medien und man kann
nur hoffen, dass aufmerksame Bür-
ger/innen dieses Schönwettergerede
gründlich hinterfragen.

• Denn mit der ALG II-Regelung wur-
de eine soziale Grundsicherung für er-
werbslose Menschen bestimmt, die den
Betroffenen nach dem Sozialstaatsprin-
zip Art. 20 GG zusteht und nicht, wie es
aus den oberen Etagen der ARGE dar-
gestellt wird, die Betroffenen zu Bitt-
stellern macht. Wahrscheinlich haben
die Herren ganz vergessen,dass viele der
Antragsteller/innen, die zum größten

Teil einem Stellenabbau zum Opfer fie-
len, bereits jahrelang in die Arbeitslo-
sen- und Sozialkassen einzahlten. Als
Dank ernten sie nun Stigmatisierung
und Drangsalierung des „geldgierigen
Arbeitslosen“.

• Wer ALG II beantragen muss, ist
mindestens ein Jahr erwerbslos, musste
all seine Ersparnisse aufbrauchen und
hat die Schwelle des Armutsniveau
längst erreicht.

• Viele junge Menschen haben auf-
grund ihres Schulabschlusses noch nie
die Chance auf eine Ausbildungsstelle
bekommen.

• Im Sinne des Fordern und Fördern
sollen Langzeitarbeitslose und junge
Erwerbslose, durch Qualifizierung in
den ersten Arbeitsmarkt integriert wer-
den.

Doch die gebotenen Perspektiven der



16 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 9/2007

„Wir haben eine verbindliche Grundla-
ge. Endlich!“, sagt sich Michael
Schmidt, IG-Metall-Gewerkschaftsse-
kretär, der die Streikenden vom ersten
Tag an unterstützt hatte. Die Gewerk-
schaft konnte durchsetzen, daß NIRO
Petersen  von seiner bisherigen Guts-
herrenpolitik abrückt. Niemand soll
mehr von der Gunst der Geschäftsfüh-
rung abhängig sein.

Nun heißt es schwarz auf weiß: „Das
Niveau in den geltenden Lohn- und Ge-
haltstabellen des Metallhandwerks so-
wie die Regelungen zu Urlaub und
Sonderzahlung finden Anwendung im
Betrieb.“  Dafür standen die Kollegen
seit dem 17.November vor dem Tor.(Sie-
he Politische Berichte Nr. 6/2007): Wer
bei NIRO Petersen  arbeitet, kann sich
jetzt sicher sein, daß Weihnachts- und
Urlaubsgeld auch wirklich gezahlt wer-
den.

Die Streikenden sind einerseits über
das Ende des Arbeitskampfes erleich-
tert. Er kostete sehr viel Kraft und Ner-
ven. Endlich ist jetzt wieder mehr Zeit
für Familie und Freunde. Andererseits
klingt auch Wehmut mit. Schließlich er-
lebten die Streikenden eine unglaubli-
che Unterstützung. Solidaritätsfaxe,
-briefe und -anrufe zählte zum Schluß
niemand mehr.

Die Streikenden haben sich viel ein-
fallen lassen, damit auch nach fünf Mo-
naten der Streik und sein Anliegen nicht

in Vergessenheit gerieten. Nikolausak-
tion an der Holm-Nixe, öffentliches
Frühstück, Weihnachtsbaumverkauf,
Buchstützen, sind nur einige der Aktio-
nen der Streikenden.

Die Kollegen meinen: Es ist eigentlich
schade, daß es vorbei ist, denn durch die
Streikenden wurde Flensburg einfach
etwas bunter. Manchen war das grelle
IG-Metall-Rot zwar ein Dorn im Auge.
Andere ließen sich dagegen von der gu-
ten Laune im Flensburger Brauereiweg
richtig anstecken. Zum Beispiel: Der
jüngste Tarifabschluß im metallverar-
beitenden Handwerk hat sicherlich
auch mit der Entschlossenheit der
Streikenden zu tun, die die Kollegen in
anderen Betrieben anspornten.

Auch bei NIRO Petersen: neue Zeiten! 
Karl-Helmut Lechner

Quellen: IG Metall Flensburg, Streiknachrichten
Nr. 23 vom 24. April 2007, http://www2.igme-
tall.de/homepages/flensburg

ARGE sprechen eine andere Sprache,
Tatsache ist,mit Zustimmung der Mehr-
heit von CDU/ML, FDP und SPD im
Mannheimer Gemeinderat wurden fast
3000 Ein-Euro-Jobs geschaffen. Ein-
Euro-Jobs stellen aber keine Instru-
mente zur Integration in den ersten Ar-
beitsmarkt dar. Mit all den Projekten
der Beschäftigungsträger, wofür sie pro
Langzeitarbeitslosen eine Trägerpau-
schale zwischen 150 Euro bis 300 Euro
kassieren, wird klar: Die Mannheimer
ARGE bestimmt aufgrund des Bil-
dungsniveau der Betroffenen und be-
sonders der jungen Menschen wer Ein-
Euro-Jobs macht. Beharren die Betrof-
fenen auf eine schulische Weiterbil-
dung, fallen sie aus dem ALG II-Bezug
und müssen von den noch geringeren
Leistungen aus Bafög ihr Leben und die
Schulgebühr bestreiten.

Fazit: HARTZ IV hat sein Ziel ver-
fehlt!

Die Langzeitarbeitslosigkeit wurde
lediglich mit statistischen Tricks ver-
schleiert.

Die erwerbslosen Menschen werden

bekämpft und nicht die Arbeitslosig-
keit.

Sie werden in Pflichtarbeiten abge-
drängt, die sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung verdrängt.

Ein-Euro-Jobs weiten den zweiten
Arbeitsmarkt aus und führen zu Ar-
beitszeitverlängerung und Lohndum-
ping auf dem ersten Arbeitsmarkt

Gerade bei den noch Erwerbstätigen
wird Angst geschürt,Opfer der Armuts-
gesetzgebung zu werden bis hin zur ga-
rantierten Altersarmut Gudrun Kuch

Abdruck aus LiLiMa-Nachrichten, April 2007

Siemens 

„Einfach so am 
Vorstand vorbei“?
17.4.07. Der bayerische IG Metall-Bezirkslei-
ter Werner Neugebauer sprach mit dem „Com-
pliance-Magazin“ über Siemens, Skandale
und Korruption. Im Interview mit dem Online-
Magazin erklärt Neugebauer auf die Frage, ob
man in den Chefetagen von Siemens wirklich
nichts von Schmiergeldern und Korruption ge-
wusst habe, er könne sich „nicht vorstellen,
dass nahezu 400 Millionen Euro am Vorstand
der Siemens AG so einfach vorbeimanövriert
werden können.“ Dabei kommt auch der kri-
tische Punkt bei dieser Annahme zur Sprache:
„Wenn dies aber doch der Fall sein sollte, dann
würde ich sagen, im Vergleich zum Siemens-
Vorstand ist eine Bananenrepublik eine trans-
parente Einrichtung.“ 

Geld für die AUB,aber nicht für die Mit-
arbeiter. Speziell zur AUB-Affäre weist
Neugebauer darauf hin, dass die IG
Metall bereits seit Jahren den Verdacht
hegt, die AUB werde von Siemens fi-
nanziell unterstützt; dass Siemens
allerdings Summen in Höhe mehrerer
Millionen dafür ausgab, überrascht
auch ihn, „zumal das Geschrei immer
groß ist, wenn ein Mitarbeiter einmal
höher eingruppiert werden soll“. Sollte
die Unternehmensspitze tatsächlich
nichts von den nun nach und nach zu
Tage tretenden Unregelmäßigkeiten ge-
wusst haben, hält Bayerns IG Metall-
Chef so etwas wie eine Kultur des vor-
auseilenden Gehorsams durchaus für
vorstellbar – nicht nur bei Siemens,son-
dern „in vielen anderen Unternehmen
auch. Nur eben in einem kleineren Rah-
men, und das sind dann eben die klei-
nen von Pierers und Kleinfelds, die
glauben, auf dem Weg nach oben ist al-
les recht.“ 

„Alle 500 Meter eine neue Überra-
schung“. – Wenig überrascht zeigt sich
Neugebauer darüber, dass im Zuge der
nach seiner Einschätzung glaubwürdi-
gen aktuellen „Null Toleranz“-Bemü-
hungen immer wieder neue Verfehlun-
gen bekannt werden: „Ja, so ist das.
Wenn Sie mal da das Bohren anfangen
ist das genauso, wie bei einer Tiefen-
bohrung in die Erdkruste. Da haben Sie
auch alle 500 Meter eine neue Überra-
schung.“ Abschließend betont Neuge-
bauer, dass es über die Bemühungen,
tragfähige Lösungen bei Konflikten wie
etwa derzeit im Zusammenhang mit
Siemens VDO „keinen Deal zwischen
der Siemens AG und der IG Metall gibt
und gab. […] Wir haben bisher immer
hart verhandelt und wir werden es auch
in Zukunft tun. Es geht ja immerhin um
Zigtausende von Menschen und deren
Existenz und um ihr Geld. Nur mit gut
zureden habe ich die letzten 30 Jahre bei
Siemens nicht viel erreicht.“ 

www.igmetall-muenchen.de, hr

Der längste Streik in Schleswig-Holstein ist zu Ende

Neue Zeiten bei NIRO Petersen! 
Flensburg. Der Streik ist zu Ende. Am 20. April einigten sich die IG Metall und NIRO Peter-
sen-Geschäftsführerin Birthe Reimer auf eine gemeinsame Erklärung. 

Fortsetzung von Seite 15, Mannheim bekämpft Arbeitslose
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Wirtschaftsverbände schwelgen
in optimistischen Wachstums-
prognosen. FAZ, Die. 17.4.07. Auf
der Hannovermesse  haben der BDI
und der VDMA ihre Prognosen angeho-
ben. „Wir vom BDI gehen davon aus,
dass die deutsche Wirtschaft im Jahres-
verlauf um bis zu 2,5% wächst, 0,5%
mehr als im Januar erwartet,“ sagte J.
Thumann, BDI-Präsident. Die Trieb-
kraft sei weiterhin die deutsche Indus-
trie, vor allem der Export, für den man
wieder einen Zuwachs von 10%, statt
7%, wie noch im Januar prognostiziert,
erwarte. Der BDI gehe davon aus, dass
bis Dezember 300.000 bis 500.000 neue
Arbeitsplätze in Deutschland entstün-
den. Jedoch warnte Thumann vor Eu-
phorie, die Volkswirtschaft sei von ei-
nem „nachhaltig höheren Wachsttums-
pfad noch weit entfernt“.Zentral sei die
Senkung der Lohnzusatzkosten,die bis-
her ausgeblieben sei.

DIHK kritisiert starre Haltung des
Bundesfinanzministers bei der Steuer-
reform. FAZ, Mo. 23.4.07. Der Deutsche
Industrie- und Handelskammertag be-
klagt, dass Bundesfinanzminister P.
Seinbrück nicht bereit sei, die
„schlimmsten Fehler der Steuerreform
zu korrigieren“. Als Beispiel benennt er
die „Zinsschranke“. Die Schranke be-
grenzt den steuerlich  abzugsfähigen
Nettoaufwand (Zinsen) auf 30% des
Rohgewinns. Der Präsident des DIHK,
L.G. Braun, erklärte: „Ich kann nur da-
vor warnen, mit dem Thema so sorglos
umzugehen: wird nicht nachgebessert,
wird die Zinsschranke in jedem Fall in-
novative Unternehmen schwächen, die
in Deutschland kreditfinanziert Inves-
titionen tätigen und damit Arbeitsplät-
ze hierzulande sichern.“

Apothekerverbände fürchten sinkende
Preise. FAZ, Frei. 27.4.07. Europas
größte Pharmahandlung, die Stuttgar-
ter Celesio AG, hat 90% der niederlän-
dischen Internet- und Versandapotheke
Doc Morris erworben.Aus Verbraucher-
schutz-Sicht ist das der erste Schritt zur
Bildung von Apotheken-Fillialketten in
Deutschland. „Durch eine Apotheken-
Kette könnte der Wettbewerb in Gang
kommen und zu sinkenden Preisen füh-
ren“, so T. Isenberg,Verbraucherzentra-
le. H.-G. Wolf, Präsident der Bundes-
vereinigung Deutscher Apothekerver-
bände  (ABDA): „Cesesio stellt sich in
Widerspruch zu den Zielen, der unab-
hängigen Apotheker, die weiterhin po-
litisch und juristisch dafür eintreten,
Patienten frei von den Interessen mäch-
tiger Kapitalgeber zu beraten.“ Die
Übernahme sei ein „Faustschlag ins ge-
sicht der Apotheker“ sagte auch O.
Späth, Präsident des Bundesverbandes
Deutscher Arbeitgeber (BVDA). Celesio
als Großhändler trete damit in die di-
rekte Konkurrenz zu den eigenen Kun-
den. Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse

HAMBURG. Nach dem ganztägigen Warnstreik
der Hamburger Telekom-Beschäftigten am
12. April protestierten am 26. April erneut
über 2.000 Telekom-Beschäftigte auf dem
Spielbudenplatz in Hamburg-St.Pauli gegen
Arbeitsplatzvernichtung, Zerschlagung und
Lohndrückerei bei der Telekom (Foto). Ca.
1500 Kolleginnen und Kollegen der Techni-
schen Infrastruktur Niederlassung Nord
(TINL), die ihre Betriebsversammlung im
CCH unterbrachen, und über 600 Warn-
streikende aus Hamburg und dem Hambur-
ger Umland.

Mit der Aktion wurde erneut Druck auf
den Arbeitgeber gemacht, endlich mit
ver.di einen Tarifvertrag zum Auslage-
rungsschutz abzuschließen. Nur mit
solch einem Vertrag können ca. 50.000
Telekombeschäftigte vor dramatischen
Einschnitten in das Tarifsystem ge-
schützt werden. Der Arbeitgeber hält
nach wie vor an seiner Blockadehaltung
fest. Der ver.di-Landesfachbereichslei-
ter für Hamburg – Jürgen Sauer: „Die
Wut der Beschäftigten ist groß. Sie be-
fürchten, dass sie die Rechnung für jah-
relanges Missmanagement zahlen müs-
sen.Von den in Hamburg rund 2.000 Te-
lekom-Beschäftigten wären ca.90% von
der Umstrukturierung betroffen.“ 
(res; nach: Pressemitteilungen ver.di-
Hamburg)

Gewerkschaften drohen Großaktionär

Blackstone

Im Konflikt um den Umbau der Deut-
schen Telekom setzen Gewerkschaften
den Großaktionär Blackstone unter
Druck. Der Finanzinvestor sei an ver-
schiedenen Umstrukturierungen betei-
ligt, bei denen Blackstone auf Kosten
der Beschäftigten profitiere, schreibt
der Generalsekretär der Gewerk-
schafts-Dachorganisation UNI Global
Union, Philip Jennings, in einem an
Blackstone-Chef Steve Schwarzman
adressierten Brief. Sollte Blackstone
weiter auf Auslagerungen von rund

50 000 Arbeitnehmern der Telekom
drängen, wollten die Gewerkschaften
ihre Investitionen in Fonds der Finanz-
gesellschaft überdenken.

UNI Global Union bündelt die Inter-
essen von mehr als 50 Gewerkschaften,
darunter die US-amerikanische Com-
munications Workers of America (CWA)
mit 700 000 Mitgliedern und die
bundesdeutsche Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di.Bei Blackstone haben
die US-amerikanischen Gewerkschaf-
ten Pensionsgelder ihrer Mitglieder in-
vestiert, die sich nach eigenen Angaben
auf „mehrere Milliarden US-Dollar“
summieren. „Wenn wir über Optionen
für Investitionen in Fonds entscheiden,
dann könnten wir sehr wohl empfehlen,
dass Blackstone nicht mehr berücksich-
tigt wird“, heißt es in dem Brief.

Die Kritik der Gewerkschaften
kommt für Blackstone zu einem unge-
legenen Zeitpunkt. Die Investmentge-
sellschaft strebt an die New Yorker Bör-
se und will dabei rund vier Mrd. Dollar
einnehmen. Eine Blackstone-Spreche-
rin lehnte einen Kommentar zu dem
Brief ab.Auch die Deutsche Telekom äu-
ßerte sich nicht dazu.

Jennings kritisierte die Rolle von
Blackstone-Manager und Telekom-
Aufsichtsrat Lawrence Guffey beim ge-
planten Konzernumbau. Dieser solle
sich mit den zuständigen Gewerk-
schaftsvertretern von ver.di in Verbin-
dung setzen, um eine Lösung zu finden.
„Die derzeitigen Pläne der DT (Deut-
schen Telekom) sind drastisch und nicht
akzeptabel“, schreibt Jennings.
Nach Angaben aus Konzernkreisen
dringt Blackstone auf eine schnelle Res-
trukturierung des Bonner Unterneh-
mens, um dem Aktienkurs auf die
Sprünge zu helfen. Der Finanzinvestor
hält 4,5 Prozent der Telekom und ist da-
mit der größte Aktionär nach der
Bundesregierung und der staatlichen
KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau).

(res; nach: dpa)

Warnstreiks bei der Telekom in Hamburg
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Bei der Urabstimmung der
Linkspartei.PDS haben sich

jetzt ca.50 Prozent der Mitglie-
der beteiligt. Bremen liegt abge-

schlagen mit 33,8 Prozent an letzter
Stelle.

Die kommunalpolitische Konferenz am
28.04.07 im Bremer Konsul-Hackfeld-
Haus war ein voller Erfolg.
Am Vormittag blätterten die Referenten
die ganze Problematik der Privatisie-
rung und Rekommunalisierung der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge auf. In der
Diskussion mit den vielen zur Konfe-
renz angereisten Teilnehmern,darunter
viele Abgeordnete aus Kreis- und Kom-
munalparlamenten, wurde deutlich,
wie unterschiedlich die Problemlagen
in den Kommunen und wie ebenfalls
unterschiedlich die gesuchten und ver-
suchten Lösungen sind.Viele detaillier-
te Einzelfallschilderungen lösten sich
ab mit Referaten über eher systema-
tisch-theoretische Untersuchungen.
Deutlich wurde: die Privatisierung von
öffentlichen Institutionen löst kein Pro-
blem, sondern verschlechtert und ver-
teuert die öffentliche Daseinsvorsorge
in jeder Hinsicht.Dass dabei die Politik
der Linkspartei in der Regierungskoa-
lition in Berlin gleich mit kritisiert wur-
de, versteht sich am Rande.

Am Nachmittag dann um 15 Uhr wur-
de das Podium mit Oskar Lafontaine,
Werner Rügemer, Gesine Lötzsch, Mo-
nique Troedel und Klaus-Rainer Rupp
neu besetzt. Und es ging sofort – ohne
lange Referate – los mit dem Rundge-
spräch. Der Saal war noch voller ge-
worden.

Am 5. Mai wird in Bremen zur Bürger-
schaftswahl bei einem Großeinsatz ein
Brief von Lafontaine und Gysi an die
Haushalte verteilt.Am 9.Mai findet eine
Kundgebung auf dem Bremer Markt-
platz statt. Bei der letzten Umfrage lag
die Linkspartei bei 5,5 Prozent der
Stimmen und hat gegenüber der letzten
Umfrage leicht verloren.

WASG-Abweichler gründen BASG
Auf der Internetseite der Linkspartei
Brandenburg ist zu lesen: „Die Spal-
tung der Berliner WASG ist perfekt.
Wegen der geplanten Fusion von Wahl-
alternative und Linkspartei hat ein Teil
der Berliner WASG um die frühere Spit-
zenkandidatin Lucy Redler eine neue
Organisation gegründet. Die Grün-
dungserklärung für die BASG (Berliner
Alternative für Solidarität und Gegen-
wehr) sei mit überwältigender Mehrheit
angenommen worden, teilten Redler
und ihre Vorstandskollegen Siemen
Dallmann und Rouzbeh Taheri am
Dienstag mit  …  Die Abweichler der
Berliner WASG lehnen die Fusion je-
doch ab. Mit der Privatisierung von

Wohnungen und der „Aushöhlung“ des
Ladenschlussgesetztes richte sich die
Politik der Berliner Linkspartei im rot-
roten Senat gegen die Mehrheit der Be-
völkerung, heißt es im Gründungsma-
nifest der BASG.“

Auf der Internetseite der WASG Berlin
ist der Programmeennttwwuurrff der BASG
veröffentlicht. Das endgültige Doku-
ment liegt uns noch nicht vor.Klar wird
aber, dass die BASG ein neues Partei-
modell entwickeln will und die Politik
der WASG eben nicht fortsetzen wird.
Programmtisch ist die BASG rechts von
der Linken anzusiedel, wenn man von
der Wortradikalität einmal absieht.
Auszüge:

„Eine programmatische Grundhal-
tung, die sich auf eine defensive Vertei-
digung sozialer Errungeschaften be-
schränkte, eine zu starke Fokussierung
allein auf Wahlbeteiligungen, vor allem
aber gravierende Defizite an innerpar-
teilicher Demokratie haben den Nie-
dergang der WASG beschleunigt. Des-
halb kann und wird die BASG keine
bloße Verlängerung der Berliner WASG
sein … 

Gleichwohl sind wir uns der begrenz-
ten Möglichkeiten einer Regionalorga-
nisation sehr bewusst.Weil wir nicht als
folkloristischer „Berlin-Verein“ enden
wollen, streben wir eine bundesweite
Vernetzung mit allen an, die dem „real
existierenden Kapitalismus“ tatsäch-
lich etwas entgegensetzen wollen.

Dabei kann es angesichts der kompli-
zierten Situation, in der die deutsche
Linke sich befindet, keine einfachen
Antworten geben: Wir streben eine
bundesweite Vernetzung an sowohl mit
den Aktivisten, die aufgrund der sich
abzeichnenden Rechtsentwicklung
nicht der neuen Partei angehören wer-
den,als auch mit denjenigen,die in ent-
schiedener und klar erkennbarer Oppo-
sition auch innerhalb der neuen Partei
wirken.In der Berliner Regionalorgani-
sation werden die Fragen der weiteren
bundesweiten Vernetzung und des Ver-
hältnisses zu den bestehenden bundes-
weiten Vernetzungsansätzen ein zentra-
ler Diskussionspunkt sein.

Die WASG war und die BASG wird
eine Sammlungsbewegung von unter-
schiedlichen Menschen, die sich aus
unterschiedlichen Motiven gegen die
neoliberale Offensive zur Wehr setzen
wollen.“

Gespräche über die Zusammenarbeit
der polnischen Jungen Sozialisten mit
GUE/NGL und EL
Vom 18. bis 19. April weilte eine fünf-
köpfige Delegation der polnischen Jun-
gen Sozialisten in Brüssel, die an Ge-
sprächen mit der Fraktion der Vereinig-
ten Europäischen Linken / Nordisch
Grüne Linke und der Europäischen

Linkspartei teilnahmen.
Die Jungen Sozialisten trafen sich mit

den Abgeordneten der Linkspartei Syl-
via-Yvonne Kaufmann und Gabriele
Zimmer mit denen sie über das Projekt
der europäischen Verfassung und den
Standpunkt der europäischen sozialis-
tischen Linken zu diesem Dokument so-
wie über die Rechte der Frauen in Po-
len.

Die Delegation der Jungen Sozialis-
ten sprach auch mit dem Europaabge-
ordneten Jens Holm von der Vänster-
partiet über eine engere Zusammenar-
beit zwischen der Linkspartei und den
Jungen Sozialisten in der Frage der
Ökologie.

Der Europaabgeordnete Søren Bo
Søndergaard von den dänischen En-
hedslisten – de rød-grønne und Vertre-
ter der griechischen Abgeordneten wa-
ren am meisten an Wahlperspektiven in
Polen und der Aktivierung der polni-
schen Gesellschaft gegen die neolibera-
len Reformen,die auch in ihren Ländern
durchgeführt werden (so die Änderung
des dänischen Arbeitsrechtes und der
Versuch,die Hochschulbildung in Grie-
chenland zu privatisieren).

Renato Soreio vom Portugiesischen
Linken Block (Bloco de Esquerda)
unterstrich vor allem die inhaltliche
Nähe beider Organisationen, die sich
nicht nur unter einem gemeinsamen
Logo zusammenfinden, sondern auch
im konsequenten Kampf um Demokra-
tie und Menschenrechte sowie der ein-
deutigen Kritik undemokratischer Re-
gime, die sich linker Phrasen bedienen.
Der Vertreter des Linken Blockes lud die
Jungen Sozialisten zum Parteitag seiner
Partei ein, der Anfang Juni stattfindet.

Während des Treffens mit der Euro-
päischen Linkspartei informierten die
Jungen Sozialisten, dass sie – entspre-
chend ihrem Beschluss auf dem III.Lan-
deskongress – dem Europäischen Netz-
werk der Demokratischen Jungen Lin-
ken ENDYL, das eng mit der EL zu-
sammenarbeitet, beitreten wollen.

Das wichtigste Thema des Treffens
war jedoch die Diskussion über die po-
litische Landschaft in Polen im Kontext
der Europawahlen. Die Jungen Sozia-
listen betonten zwei mögliche Varianten
der Entwicklung auf der linken Seite
der politischen Landschaft. Ein verein-
igter Block aller linken sozialistischen
Kräfte oder für den Fall der Unmög-
lichkeit dessen der selbstständige Wahl-
antritt zweier oder mehrerer Organisa-
tionen. Die Vertreter der EL sicherten
der Delegation der Jungen Sozialisten
ihre Unterstützung für den Bildungs-
prozess einer starken sozialistischen
Partei in Polen zu. Die Jungen Sozialis-
ten kündigten weitere Arbeitsgesprä-
che mit den linken Abgeordneten des
Europäischen Parlamentes an.
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Die NPD kann man nur einmal verbieten. 
Dann aber richtig !
Anfang des Jahres hat die VVN/BdA mit
verschiedenen Persönlichkeiten eine
Kampagne gegen das Verbot der NPD
initiiert. Inzwischen haben 44.000 Men-
schen den Aufruf unterschrieben. Auf
der Internetseite www.npd-verbot-
jetzt.de sind zahlreiche gute Informa-
tionen zusammengestellt.

Viele werden sich noch daran erin-
nern, dass der letzte Verbotsantrag, ge-
stellt vom Deutschen Bundestag zu-
sammen mit dem Bundesrat, vom
Bundesverfassungsgericht nicht befasst
wurde mit dem Hinweis, dass zahlrei-
che Beweise auf Informationen von
Spitzeln beruhen und die faktische Ver-
mengung der Akteure nicht aufzulösen
und die Aktivitäten der Innenbehörden
von der Tätigkeit der NPD nicht zu tren-
nen sind. Die Richter haben auch deut-
lich gemacht, dass ein Verbotsverfahren
nur dann erfolgreich sein kann, wenn
die Spitzel der Innenbehörden abge-
stellt bzw. zurückgezogen werden.

Der Bundesinnenminister und die
Landesinnenminister weigern sich, so
zu verfahren. Auch wenn die Links-

fraktion im Deutschen Bundestag
die Verbotskampagne nicht un-
mittelbar unterstützt, hat die Frak-
tion jetzt einen Antrag in den Bundes-
tag eingebracht,die Spitzel abzustellen.
Am 11. Mai werden die Bundestagsab-
geordneten darüber beraten und befin-
den.

Auch wenn die Gemengelage für ein
Verbot schwierig ist, ist die Verbots-
kampagne sinnvoll, um öffentlich
Druck zu machen mit dem Ziel, ein Um-
denken in den Verwaltungs- und Innen-
behörden zu erreichen. Insofern ist
interessant, dass die Gewerkschaft der
Polizei sich zu einem Verbot klar und
deutlich positioniert hat und auch einen
eigenen glaubwürdigen Begründungs-
zusammenhang entwickelt hat.

Bei den zahlreichen Protestaktionen
gegen Nazi-Aufmärsche wird immer
deutlicher,dass die Gerichte und Innen-
behörden den Neonazis viel mehr Spiel-
raum lassen als die Polizei. Der lieb ge-
wonnene Spruch der Linken: „Deutsche
Polizisten schützen Faschisten“ mag im
Einzelfall schon mal stimmen, aber in

vielen Fällen werden Demonstrations-
verbote der Polizei eben von den Ge-
richten wieder aufgehoben.

Die Auseinandersetzung mit rechts-
extremen Kräften ist in den letzten Jah-
ren viel komplizierter geworden. Ge-
schickt agieren sie in einigen Landtagen
und zahlreichen Kommunalparlamen-
ten. Ihre Demagogie verfängt nicht nur
im Osten. Insofern ist das Abschneiden
der rechtsextremen Kandidaturen in
Bremen und Bremerhaven am 13. Mai
ganz interessant.

Seit 1992 haben Bundes- und Lan-
desinnenminister 24 rechtsextreme Or-
ganisationen verboten. Der Berliner
Innensenator hat z.B. 2005 zwei Kame-
radschaften verboten. Der sächsische
Innenminister hat jetzt „Sturm 34“ ver-
boten. Auch dies kommt einem Verbot
der NPD einen Schritt näher. Denn die
Praxis zeigt, dass sich solche Kräfte
dann bei der NPD wieder finden.

Jörg Detjen

Aufruf
NPD-Verbot jetzt!
Sehr geehrte Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages!

Wir fordern Sie auf, ein neues Ver-
botsverfahren gegen die NPD nach Ar-
tikel 21, Absatz 2 Grundgesetz auf den
Weg zu bringen. Die seinerzeit von
Bundesregierung, Bundestag und
Bundesrat geltend gemachten Verbots-
gründe bestehen nach wie vor.

Seit über 40 Jahren ist in der Bundes-
republik mit der NPD eine Partei wirk-
sam, die in der Tradition der NSDAP
steht. Ihre Aussagen sind rassistisch,
antisemitisch und fremdenfeindlich.
Sie tritt für ein neues „Deutsches Reich“
ein und lehnt die demokratische Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland
ab.

Sie propagiert zur Durchsetzung ih-
rer politischen Ideologie nicht nur Ge-
walt, sondern bietet auch Gewalttätern
eine politische Heimat und unterstützt
sie. Sie ist in einem hohen Maße für ein
geistiges Klima verantwortlich, in dem
vielfältige strafbare Handlungen gedei-
hen.

Sie nutzt den Parteienstatus aus, um
Gelder von einem demokratischen Staat
zu beziehen, den sie abschaffen will.

Das Grundgesetz ist der Gegenent-
wurf zur Terrorherrschaft des Nazi-Re-

gimes. Nur vor diesem Hintergrund des
Faschismus sind seine Bestimmungen,
insbesondere in Artikel 1,zu den Grund-
rechten und über den Schutz der De-
mokratie zu verstehen. Bezug nehmend
auf die Bestimmungen des Potsdamer
Abkommens, der Alliierten Kontroll-
ratsgesetze und deutsche Rechtsvor-
schriften heißt es in Artikel 139 des
Grundgesetzes:

„Die zur ‚Befreiung des deutschen
Volkes vom Nationalsozialismus und
Militarismus‘ erlassenen Rechtsvor-
schriften werden von den Bestimmun-

gen des Grundgesetzes nicht berührt.“
Die NPD muss mitsamt ihren Gliede-

rungen, Neben- und Nachfolgeorgani-
sationen verboten und konsequent auf-
gelöst werden!

Wir fordern Sie deshalb auf: Leiten
Sie ein neues Verfahren ein!

ver.di-Gewerkschaftsrat

Unterstützung eines
NPD-Verbotsverfahrens
ver.di unterstützt die Kampagne „no-
npd“ der VVN-BdA,mit der der Bundes-
tag aufgefordert wird, ein neues Ver-
botsverfahren gegen die NPD auf den
Weg zu bringen.

Seit über 40 Jahren agiert in der
Bundesrepublik mit der NPD eine Par-
tei, die in der Tradition der NSDAP
steht. Ihre Aussagen sind rassistisch,
antisemitisch und fremdenfeindlich.
Sie tritt für ein neues „Deutsches Reich“
ein und lehnt die demokratische Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland,
die Handlungsgrundlage auch für die
Gewerkschaften ist, ab.

Die NPD propagiert Gewalt und bie-
tet Gewalttätern eine politische und so-
ziale Heimat. Sie ist damit für ein gei-
stiges Klima verantwortlich, aus dem
heraus immer mehr Übergriffe gegen
AusländerInnen, Juden, Homosexuelle,
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politisch Andersdenkende und gegen
die mühsam entwickelte demokratische
Kultur in Deutschland erfolgen.

Solange die NPD den grundgesetzlich
geschützten Parteienstatus genießt, ist
der Rechtsstaat gezwungen, sie zu fi-
nanzieren, ihre Veranstaltungen zu
schützen, öffentlichkeitswirksame Auf-
tritte oder Immobilienkäufe zu ermög-
lichen.

Die NPD muss mitsamt ihren Gliede-
rungen, Neben- und Nachfolgeorgani-
sationen verboten und konsequent auf-
gelöst werden!

Eingeschleuste Informanten können
auf Dauer kein Argument sein, ein Ver-
botsverfahren zu unterlassen. Observa-
tionen und vor allem die systematische
Auswertung öffentlicher Quellen lassen
ein Verbotsverfahren auch ohne einge-
schleuste Informanten zu.

Ein Verbotsverfahren ist kein Ersatz
für die politische Auseinandersetzung
mit braunem Gedankengut und er-
übrigt erst recht nicht die Auseinander-
setzung mit den Ursachen des neuen
Rechtsradikalismus. Im Gegenteil: ein
Verbotsverfahren ergänzt diese Ausein-
andersetzung, indem die demokratische
Gesellschaft eindeutig Position bezieht
und Grenzen setzt.
Beschlossen in der Sitzung am 7./8.
März 2007 in Leipzig

Gewerkschaft der Polizei

Für eine erneute 
Initiative zum Verbot
der NPD
„Durch die jüngsten Erfolge der NPD
bei den Landtagswahlen in Mecklen-
burg-Vorpommern ist eine Diskussion
wieder aufgelebt, die es so auch schon
nach dem Einzug der NPD in den säch-
sischen Landtag im Jahre 2004 gab.

Wellenartig wird die Bundesrepublik
Deutschland von Rechtsextremismus-
Diskussionen erfasst. Der Empörung
nahezu aller gesellschaftlichen Grup-
pen und politischen Parteien auf dem
Höhepunkt der Diskussion folgt die Un-
tätigkeit im Alltag, wenn sich die Auf-
regung wieder gelegt hat. (…) Letztlich
ist es nur die Polizei, die sich mit den
Rechtsextremisten immer wieder her-
umschlagen muss.

Eine neue Qualität hat das Auftreten
der NPD in den Wahlkämpfen im Spät-
sommer dieses Jahres dadurch erfahren,
dass die NPD ganz gezielt dazu überge-
gangen ist, Wahlkampfveranstaltungen
der aus ihrer Sicht „linken“ Parteien
massiv zu stören. Nur durch das Ein-
greifen der Polizei war es in diesen Fäl-
len möglich, den ordnungsgemäßen Ab-
lauf der jeweiligen Wahlkampfveran-
staltung zu garantieren. Wenn dann

auch noch Politiker bemängeln, die Po-
lizei ginge nicht eindeutig und ent-
schlossen genug gegen rechtsradikale
Umtriebe in Deutschland vor, so ist dies
empörend. Wir können ihnen nur emp-
fehlen, sich bei einem Demonstrations-
einsatz im Zusammenhang mit der NPD
an einem Wochenende zu den Kollegin-
nen und Kollegen zu gesellen und diese
einmal bei ihren Einsätzen zu begleiten.
Danach werden sie wahrscheinlich
selbst wissen, was von solchen unbe-
dachten Aussagen zu halten ist. (…)

Zwar ist zu begrüßen,dass vom Bundes-
familienministerium auch für das Jahr
2007 19 Millionen Euro bereitgestellt
werden sollen. Da dieses Programm
aber so ausgelegt ist, dass lokale Ak-
tionspläne,Modellprojekte und Orte der
Kommunikation gefördert werden sol-
len, also einen kommunalen Bezug hat,
steht zu befürchten, dass bisher geför-
derte überregionale Projekte nach 2006
nicht mehr weitergeführt werden kön-
nen. Hier sind zwar die 5 Millionen
Euro, die zusätzlich in den Bundes-
haushalt 2007 eingestellt werden sollen,
hilfreich. Grundsätzlich aber muss die
Forderung lauten, dass für die Bekämp-
fung des Rechtsextremismus auch
weiterhin ausreichend Fördermittel be-
reitgestellt werden müssen. Es ist eine
kontinuierliche Ausweitung von Bil-
dungsprogrammen, die nicht in Abhän-
gigkeit von tagespolitischen Aufmerk-
samkeiten aufgelegt bzw. eingestellt
werden, herbeizuführen. Es muss ver-
hindert werden, dass ganze Regionen
von den Kräften preisgeben werden.
Dazu sind Sonntagsreden allein jedoch
nicht ausreichend.Vor Ort sind Freizeit-
und Bildungsangebote zu schaffen, die
vor allem junge Menschen dem Einfluss
der „braunen Rattenfänger“ entziehen.

In der Bewertung der NPD heute
kommt der strategischen Neuausrich-
tung der Rechtsextremisten eine beson-
dere Bedeutung zu. Insbesondere die
sog. „Wahlbündnisse“ zwischen NPD
und DVU, (d.h.: Absprachen, sich bei
Wahlen nicht gegenseitig Stimmen zu

entziehen) erweisen sich als gefährlich.
Gleichzeitig ist es der NPD gelungen,
ein Sammelbecken rechtsextremisti-
scher Gewalttäter zu werden und den-
noch nach außen hin ein bürgerliches
Auftreten vorzutäuschen. Die „Rech-
ten“ geben sich immer dreister im Auf-
treten in der Öffentlichkeit. Seit Sep-
tember über „Wochenschau“ über das
Internet oder „Weltnetz“, wie es im
NPD-Sprachgebrauch heißt.

Die NPD wird, solange sie nicht ver-
boten ist,durch das Parteienprivileg ge-

schützt. Ihre ver-
fassungsfeindliche
Arbeit wird durch
die Parteienfinan-
zierung gefördert.
In der Praxis erge-
ben sich Probleme
daraus, dass die
NPD im Spektrum
der demokrati-
schen Parteien tä-
tig ist. Da öffentli-
che Versammlun-
gen der NPD regel-
mäßig Gegende-
monstrationen
hervorrufen,
nimmt sie ständig
den Schutz der Po-
lizei in Anspruch.
Die NPD geht so-

gar soweit, diese dienstlichen Einsätze
der Polizei zu instrumentalisieren. Na-
hezu jedes Wochenende werden Demon-
strationen oder öffentliche Auftritte an-
gemeldet.(…) Die Lösung kann nicht al-
lein im Ruf nach einem Verbot der NPD
liegen. Zumal nicht klar ist, ob ein sol-
ches Verbotsverfahren überhaupt von
Erfolg gekrönt sein würde. Außerdem
dürfte nach den Erfahrungen mit dem
ersten NPD-Verbotsverfahren derzeit
wohl keines der verfassungsrechtlich le-
gitimierten Organe bereit sein, einen
Antrag beim Bundesverfassungsgericht
einzubringen, da sich an den Tatsachen,
die zum formalen Scheitern des ersten
Antrages geführt haben,auch nichts ge-
ändert hat. Es besteht daneben das Ri-
siko, dass ein solches Verbot wahr-
scheinlich zu alternativen Neugrün-
dungen oder Umgruppierungen im
rechtsextremen Spektrum führt. Vor
Wiedereinbringen eines Verbotsantrags
muss auch geprüft werden, ob die for-
malen Bedingungen, an denen der erste
Verbotsantrag gescheitert ist, ohne gra-
vierende Sicherheitsverluste erfüllt
werden können. Es muss abgewogen
werden, in welchem Verhältnis die ent-
stehenden Sicherheitsverluste durch
Abschaltung der Szeneinformanten im
Zuge eines Verbotsverfahren mit den Si-
cherheits- und Vertrauensverlusten in
die Rechtsstaatlichkeit stehen, die bei
einem weiteren legalen Agieren der
NPD in der Zukunft zu erwarten sind.

Ein Verbot der NPD ist als Signal je-
doch unverzichtbar: es muss klar ge-
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macht werden, dass es sich bei der NPD
nicht um eine demokratische Partei
handelt.Das Bundesverfassungsgericht
hat in seiner Entscheidung nicht über
die Verfassungsgemäßheit der NPD ent-
schieden. An der Verfassungsfeindlich-
keit der Partei dürfte inzwischen wohl
kaum jemand zweifeln. In Abwägung
der Vor- und Nachteile spricht sich die
Gewerkschaft der Polizei daher für ein
Verbot der NPD aus.

Eine Änderung des Versammlungs-
rechts ist nach Auffassung der GdP
ebenfalls unumgänglich. Damit sich die
unerträgliche Verhöhnung von Opfern
des Nazi-Regimes an nationalen Sym-
bolen und Gedenkstätten nicht wieder-
holen,spricht sich die Gewerkschaft der
Polizei für die Schaffung befriedeter
Gebiete an geschichtsträchtigen Orten,
aber auch an Gräber- und Gedenkstät-
ten aus.

Die Polizei in der Vergangenheit, vor
allem während des Nazi-Regimes hat
keine makellos weiße Weste.Dessen sind
wir uns durchaus bewusst. Aber wir
sind uns auch unserer Verantwortung
als demokratische Polizei in einem de-
mokratischen Rechtsstaat bewusst.
Dies gilt in besonderer Weise,wo wir uns
in unserem Berufsalltag mit den viel-
fältigen Erscheinungsformen des
Rechtsextremismus konfrontiert sehen.
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte
sind davon mehrfach betroffen: Als

Menschen und Demokraten, als Polizis-
ten im Einsatz und in der öffentlichen
Diskussion um die polizeiliche Praxis.

Mit der Verteidigung der Werteord-
nung unseres Grundgesetzes sind Poli-
zistinnen und Polizisten vor allen ande-
ren gefordert, die Würde des Menschen
zu schützen sowie gegen ihre Verletzun-
gen und Beeinträchtigungen einzu-
schreiten. Daher ist uns bewusst: Die
Auseinandersetzung mit dem Rechtsex-
tremismus darf sich nicht darauf be-
schränken, rechtsextremistische moti-
vierte Straften zu verfolgen, damit sie
mit der ganzen Härte der Gesetze zur
Verantwortung gezogen werden kön-
nen.Wir sind zusätzlich gefordert,wenn
es um die Entwicklung von Strategien
zur Prävention und den Schutz der Op-
fer geht. Dafür steht die GdP allen de-
mokratischen Institutionen und Initia-
tiven als Partner zur Verfügung …“

November 2006 

Diskrepanz im Kampf
gegen den 
Rechtsextremismus
Petra Pau, stellv.Vorsitzende der Links-
fraktion und Mitglied im Innenaus-
schuss, erklärte 

Politiker verschiedener Parteien for-
dern ein „schärferes Vorgehen“ gegen
rechtsextremistische Parteien. Anlass
dafür ist der „Gedenktag für die Opfer
des Nationalsozialismus“, der in der
Bundesrepublik Deutschland seit zehn
Jahren jeweils am 27. Januar begangen
wird. Das klingt gut und richtig.

Meine Erfahrung besagt allerdings,es
gibt eine erhebliche Diskrepanz: Der
Rechtsextremismus grassiert perma-
nent und gefährlich, während die Poli-
tik periodisch und punktuell reagiert.

In der letzten Legislatur des Bundes-
tages gab es im Plenum nicht eine ein-
zige ernstzunehmende, ressortübergrei-
fende Debatte zum Thema Rechtsextre-
mismus.Und das,obwohl allein die aus-
gewiesenen Straf- und Gewalttaten mit
rechtsextremistischen Hintergrund zu-
nehmen (s.a. monatliche Übersicht un-
ter www.petrapau.de).

Zugleich wird antifaschistisches En-
gagement noch immer kriminalisiert.
Das belegen nicht zuletzt zahlreiche Be-
richte der Landesämter für Verfas-
sungsschutz.

Kurzum: Der politische Ansatz
stimmt nicht, er greift zu kurz. Gegen
Rechtsextremismus helfen keine schär-
feren Gesetze oder verfügte Verbote.Ge-
fragt ist eine engagierte Zivilgesell-
schaft für Demokratie und Toleranz.

26. Januar 2006 Die Linksfraktion
im Bundestag 

Rechtsextremistische
Gruppierung 
„Sturm 34“ verboten
Der sächsische Innenminister Albrecht
Buttolo hat die aus dem Raum Mittwei-
da stammende rechtsextremistische so
genannte Kameradschaft „Sturm 34“
auf Grundlage des Vereinsgesetzes ver-
boten.Das Verbot gilt mit sofortiger Wir-
kung und sei notwendig, da die Grup-
pierung sich gegen die verfassungsmä-
ßige Ordnung richtet und ihr Zweck und
ihre Tätigkeit den Strafgesetzen zu-
widerläuft, so das Innenministerium.
Durch 25 Mitarbeiter des Regierungs-
präsidiums Chemnitz als der zuständi-
gen Vollzugsbehörde erfolgte die Zu-
stellung der Verbotsverfügungen. Sie
richteten sich an 24 Personen, die zum
„harten Kern“ der Gruppierung zählen.
200 Polizeibeamte waren im Einsatz.
Bei Wohnungsdurchsuchungen wurden
u.a.Schreckschusswaffen,Würgehölzer,
Helme, Masken, Sturmhauben, rechts-
extremes Propagandamaterial, Fahnen,
schriftliche Unterlagen, Handys, Com-
puter und Datenträger sicher gestellt.

Die Kameradschaft „Sturm 34“ führt
ihre Bezeichnung auf eine in der Region
während der Zeit des „Dritten Reichs“
stationierte SA-Brigade gleichen Na-
mens zurück. Die Vereinigung besteht

aus einem engeren Mitgliederkreis von
ca. 40 bis 50 Personen sowie circa 100
Sympathisanten.Sie hatte sich zum Ziel
gesetzt, eine „national befreite Zone“ in
Mittweida und Umgebung zu schaffen.
Ihre Gewaltangriffe richteten sich ge-
gen „Andersdenkende“ wie beispiels-
weise Personen aus dem linken Spek-
trum oder Ausländer. Dabei war den
Mitgliedern jede Form der Gewaltein-
wirkung recht. In diesem Zusammen-
hang führt die Staatsanwaltschaft Er-
mittlungen gegen einzelne Mitglieder
wegen Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer schwerwiegender
Delikte.

Kerstin Köditz, Sprecherin für antifa-
schistische Politik der Linksfraktion
kritisierte die zu späte und nicht hin-
reichende Reaktion des Innenministers:

„Innenminister Buttolo hat sich ein-
mal mehr als unentschlossen und zö-
gerlich bei der Bekämpfung der extre-
men Rechten erwiesen.Wenn es seit Jah-
resbeginn mehr als 50 nachgewiesene
Übergriffe durch Neonazis im Kreis
Mittweida gegeben hat,kann das Verbot
des „Sturm 34“ nur als längst überfäl-
lig bezeichnet werden.(…) Die heute ge-
nannten Zahlen von rund 150 Mitglie-
dern dieser Neonazi-Organisation lie-
gen um ein Vielfaches höher als die bis-
herigen Annahmen der Behörden. Ein
zeitigeres Eingreifen wäre nicht zuletzt

deshalb notwendig gewesen, weil der
,Sturm 34‘ sein proklamiertes Ziel,
Mittweida von politisch Andersdenken-
den und Ausländern zu ,befreien‘, mit
äußerster Brutalität verfolgt hat. Ich er-
innere nur an den Überfall auf das Dorf-
fest Breitenborn zu Pfingsten 2006, bei
dem als Anlass für einen gewalttätigen
Angriff von 20 bis 30 Schlägern mit
mehreren Verletzten ausreichte,dass ein
Ausländer die Feier besuchen wollte.

Der jetzt erfolgte Schritt ist nicht hin-
reichend.Dafür spricht,dass Führungs-
mitglieder des ,Sturm 34‘ in die überre-
gionale Struktur ,Bundesdivision Säch-
sischer Sturm‘ eingebunden sind. Ein
Export des sehr brutalen Vorgehens auf
andere Landkreise hätte verheerende
Folgen für die Sicherheitslage im ge-
samten Freistaat. Deshalb ist eine kon-
sequente Zerschlagung sämtlicher
Strukturen der Neonazis im Kreis Mitt-
weida zwingend geboten. Es versteht
sich von selbst, dass die anstehenden
Strafverfahren nunmehr zeitnah zu er-
folgen haben … Dringend notwendig
ist, dass den Opfern des ,Sturm 34‘ end-
lich ausreichende Hilfsangebote zur
Verfügung gestellt werden müssen und
nicht-rechte Jugendstrukturen im Kreis
Mittweida mit finanziellen Mitteln und
geschultem Fachpersonal gestärkt wer-
den müssen.“
Mitteilung des Innenministeriums
und PM Kerstin Köditz, MdL



22 DISKUSSION UND DOKUMENTATION • PB 9/2007

Unter dem programmatischen Titel
„Faschismus und Ideologie“ erschien
1980 im Argumentverlag auf zwei Bän-
de von insgesamt knapp vierhundert
Seiten verteilt eine Sammlung von Auf-
sätzen, die längst vergriffen ist. Nun, im
Mai 2007, wird das Werk im selben Ver-
lag, in einem Band zusammengeführt,
von Klaus Weber neu herausgegeben.

Klaus Weber, der in seinem umfang-
reichen Vorwort den gegenwärtigen
Stand der Faschismuskritik im deut-
schen Sprachraum darstellt, zur Aktu-
alität des Themas:

„Die Frage nach der Erklärungsweise
des deutschen Faschismus – wie auch
anderer Faschismen – ist deswegen so
brisant und hochaktuell,weil sie gleich-
zeitig die Frage danach beinhaltet, in-
wieweit momentane gesellschaftliche
Entwicklungen eine Faschisierung er-
möglichen oder gar vorantreiben.“

Und an derselben Stelle weiter, zur
spezifischen Leistung der jetzt neu ver-
öffentlichen Schrift:

„Die in diesem Band neu veröffent-
lichten Analysen des Projekts Ideologie-
Theorie (PIT) zeigen am historischen
Material, wie die Nazis in die bestehen-
den gesellschaftlichen Verhältnisse
praktisch-ideologisch so eingegriffen
haben,dass sie für ihre Politik eine klas-
senübergreifende Zustimmung erhalten
konnten. Sie zeigen damit aber auch,
dass die Möglichkeit einer neuen fa-
schistischen Politik mit dem Jahr 1945
nicht automatisch verschwunden ist.“

Die Aufsätze, von denen hier die Rede
ist,wurden Ende der siebziger Jahre von
Leuten verfasst, die versuchten, linker
Kritik im Wissenschaftsbetrieb der
BRD einen Platz zu sichern. Der Text
war seinerzeit ganz offensichtlich in
eine aktuelle sozialwissenschaftliche
Diskussion hineingeschrieben worden.
Dazu kommt, dass die Autorinnen und
Autoren zur Entwicklung ihrer neuen
analytischen Ansätze einen eigenen Jar-
gon entwickeln. Es spricht für die Qua-
lität der Untersuchungen, dass sie –
wenn auch nicht gerade leicht zu lesen
– sachlich und methodisch heute, ein
Vierteljahrhundert nach ihrem Erschei-
nen und in einem in fast jeder Hinsicht
stark veränderten politischen Umfeld,
aufschlussreich und anregend zu lesen
bleiben.

Die zehn Autorinnen und Autoren
widmen sich der Frage, was den Natio-
nalsozialismus in seiner Zeit als oppo-
sitionelle Bewegung und dann an der
Macht stabilisierte.

Eine solche Richtung des kritischen
Blicks fehlt gerade heute, wo wir es mit
einer auflebenden faschistischen Bewe-
gung zu tun haben, die trotz Ablehnung

durch die relevanten politischen Kräfte
der Gesellschaft zusammenhält. Denn
merkwürdigerweise kann gerade der
starke Wunsch, die neue faschistische
Zusammenballung zu zerstreuen, zu
Desinteresse an den sozialen, kulturel-
len oder – wie es in dieser Schrift durch-
gängig heißt „ideologischen“ – Kräften
führen, die den Zusammenhalt der Na-
zis auslösen. Es genügt doch, den Fa-
schismus zu ächten, zu verwerfen, zu
verbieten. Oder? – Wie sich zeigt, genügt
das nicht.

Die zehn Autorinnen und Autoren von
„Faschismus und Ideologie“ erstrecken
ihre Studien auf ein breites Spektrum
sozialer und kultureller Felder, ihre Ar-
beit lebt von der Auseinandersetzung
mit der Masse des Materials, wovon das
gut gegliederte und für sich lesbare In-
haltsverzeichnis der Schrift (siehe Kas-
ten) einen Eindruck gibt. Eine zusam-
menfassende Darstellung dieses sowie-
so schon kompakten Stoffes ist nicht
sinnvoll.Vielleicht ist es interessant,den
Ansatz an Hand aktueller Problemla-
gen nachzuvollziehen.

Faschismus als ein Fall der Vergesell-

schaftung von oben

„Im Ideologischen fassen wir die ideel-
le Vergesellschaftung-von-oben.“ Die-
ser kurze Satz wird im Vorwort von 1980
weitergeführt mit der Aussage: „In sei-
ner Wirklichkeit ist das Ideologische da-
her zu untersuchen als äußere Anord-
nung in den gesellschaftlichen Verhält-
nissen.“ Unter „Vergesellschaftung“
wird dabei „jede Form der Herstellung
des gesellschaftlichen Zusammenhangs
der individuellen Praxen, Vergesell-
schaftung der Arbeit … ebenso wie die
Gestaltung der Lebensweise im weites-
ten Sinn und die Austragung von Kon-
flikten“ verstanden. Im Zuge der Ent-
wicklung „staatlich verfasster Klassen-
gesellschaften“ bildeten sich „Kompe-
tenz/Inkompetenz-Strukturen“ heraus,
die „Erkenntnisobjekt der Ideologie-
theorie“ seien. Als Bindeglied zwischen
den ideologischen Mächten und den In-
dividuen funktionieren „ideologische
Praxen oder Rituale“, die ideologische
Unter-Stellung als Tätigkeit organisie-
ren“. (Hervorhebung im Orig.)

Der Akt der „Unterstellung“ würde
also als  Kapitulation,als passives Sich-
Ergeben und Geschehen-Lassen falsch
verstanden. Die Teilnahme an einem
massenhaften Ritual ist Tätigkeit und
enthält so notwendig mindestens ein
Restmoment der individuellen Zustim-
mung.Durch die Unterstellung entsteht
nicht nur eine Beziehung nach oben,
sonder auch horizontal, zu den anderen
Individuen.

Zwei Beispiele: 
Wehrpflichtige Soldaten, die im Rah-

men einer militärischen Grundausbil-
dung genötigt werden, das Marschieren
zu erlernen, könnten jederzeit aus dem
gleichen Schritt fallen und den ganzen
Aufzug durcheinander bringen. Warum
geschieht das nicht dauernd? 

Einerseits wegen der latenten Andro-
hung disziplinarischer Folgen, anderer-
seits aber weil diese ritualisierte Praxis
der Marschkolonne eine Abart von Ge-
meinschaft stiftet, ein starkes Gefühl,
man könne sich aufeinander verlassen.
Gerade in der Situation der Ängstigung
durch die Vorgesetztengewalt wird das
Gemeinschaftserlebnis existenziell
wichtig. Die Unterstellung in den be-
fohlenen Gleichschritt trägt zu einer
Beziehung zwischen den Untergebenen,
die Kameradschaft genannt wird.
Durch Störung des Rituals zu zersetzen,
würde also nicht nur in uferlose Schwie-
rigkeiten mit der befehlsgebenden In-
stanz führen, sondern auch die Verbin-
dung zur sozialen Umgebung belasten.
So gibt sich auch der unwillige Rekrut
Mühe und lernt, willig im gleichen
Schritt zu marschieren.

Dieses „innere“, irgendwie „freiwilli-
ge“ Verhalten, wird durch die äußere
Anordnung – Wehrpflicht, Soldatenge-
setz usw. – ausgelöst, und wer es kriti-
sieren will, muss sich vor allem mit die-
ser „äußeren Anordnung“ politisch aus-
einandersetzen.Das Ideologische an der
Kameradschaft kann als falsches Be-
wusstsein o.Ä. nicht aufgehoben wer-
den, nicht kritisch-gedanklich und
nicht praktisch-politisch.

Eine Gemeinschaftserlebnis bietet
auch die faschistische Bande, die eine
Mahnwache durchsteht, beispielsweise
unter der Losung „Rudolf Hess – Mär-
tyrer für Deutschland“, ersatzweise
auch „… für Europa“. Einer Kulthand-
lungen dieser Art ist schwer beizukom-
men.Ihre merkwürdige Stabilität könn-
te sich mit den oben entliehenen Be-
griffen verstehen lassen.

Die Kreation der Losung ist für die
Anhängerschar ein Kompetenzgewinn,
gerade weil sie alle Deutungen durch die
zuständigen Instanzen von Lehre, Poli-
tik und Recht verwirft,eignet sie sich als
Bekundung eines Führungsanspruchs.

Sie gewinnt ideologische Macht, die
durch die Führung der Organisation
vertreten und durch die Unterstellung
der Gefolgschaft erwiesen wird. Teil-
nahme an der gedachten Mahnwache ist
im o.g. Sinne Unterstellung als Tätig-
keit. Die ritualisierte Aktion zieht ihre
Stabilität gerade daraus,dass der Inhalt
der vertretenen Losung definitiv nicht
zur Debatte steht.Auf die Frage: Warum
meinen Sie, dass … käme die Antwort:
Dafür stehe ich (hier). So unterstreicht
der Akt der Unter-Stellung, dass man
sich nicht zur Diskussion einer Frage
versammelt hat, sondern zu gemeinsa-
men Tun. Der unmittelbare Lohn ist die

Im Argumentverlag neu aufgelegt

Faschismus und Ideologie
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Kameradschaft, die durch Ausschluss
jedes Zweifels an der Losung gewonnen
wird, und der Kompetenzgewinn der
Führung, der durch das Funktionieren
des Rituals erzielt wird, an dem die
Unterstellten teilhaben und der sie so
über die Außenstehenden erhebt. Die
Teilnehmenden haben, was sie wollen.
Eine erfolgversprechende Kritik müsste
auch hier an der „äußeren Anordnung“
ansetzen. Damit eine Losung politisch
funktionieren kann, muss sie eine Per-
spektive aufmachen, die Gemeinschaft,
die sie stiftet,muss beschrieben werden,
und mobilisieren kann sie nur, wenn
auch der Weg zum Ziel benannt ist.

In der genannten Losung benennen
die Bezeichnungen „Deutschland“ oder
wahlweise „Europa“ den Geltungsbe-
reich und „Martyrium“ den Weg der de-
monstrativen, bedingungslosen Hinga-
be, des Sich-Aufopferns. Dass Hess dies
getan haben soll, belegt die Praktikabi-
lität des Verfahrens.

Eine Auseinandersetzung mit dieser
Losung als „äußere Bedingung“ der
fraglichen Aktion führt weiter zu den
politischen „äußeren Bedingungen“:

1. Martyrium für D/E: D/E funktio-
nieren hier als eine ideologische Macht,
die Unterstellung fordern darf bis hin
zur „freiwilligen“ Hingabe des eigenen
Lebens. Diese Komponente lebt von der
Verbindung zu einem politischen Be-
dürfnis aus „der Mitte“ einer Gesell-
schaft, die sich immer tiefer in Kriege
verstrickt und Opfer einfordert.

2.D/E als Gemeinschaft wird in einem
Freund/Feind-Schema gedacht. Ohne
Märtyrer kein Martyrium. Dieser Teil
der Losung lebt von einer Politik,die so-
ziale Gegensätzen nach Staatsgrenzen
ordnet, und auch hier drängt sich die
Verbindung zur „Mitte“ der Gesell-
schaft förmlich auf.

Eine wirksame Kritik müsste also die-
se äußeren Bedingungen der faschisti-
schen Mobilisierung treffen und ändern.

Würde man hingegen versuchen
nachzuweisen,dass Hess keineswegs ein
„Märtyrer“ war und schon gar nicht
„für Deutschland“ oder auch „für Eu-
ropa“ so könnte eine solche Kritik am
Ende sogar die Struktur „Märtyrer/
Deutschland“ verfestigen.

Kampf um die Besetzung von 

„Elementen“?

In ihren – um es noch mal und deutlich
zu sagen – außerordentlich informati-
ven und anregenden Darlegungen kriti-
sieren Autorinnen und Autoren an ver-
schiedenen Stellen, dass linke Politik
das Streben nach Gemeinschaft nicht
ihrerseits zufriedenstelle (so z.B. Kap.
2.9., „Wirksamer Antifaschismus“):
„Werden wir den Nazis die von ihnen
besetzten Elemente überlassen – das
,Volk‘, die ,Nation‘, die ,Gemeinschaft‘.
Und was haben sie nicht alles besetzt.
Alles, was den Alltag und seine Unter-
brechungen markiert,Feste,Gebräuche,

jahreszeitliche oder altersmäßige Ein-
schnitte …).“

Das auf diese Weise nahegelegte Ver-
fahren, den Faschisten „Elemente“
nicht zu „überlassen“  dürfte wohl ein
Irrweg sein. Elemente wie die oben ge-
nannten dürfen nicht als bereitstehen-
de Felder betrachtet werden, die in ei-
nem politischen Spiel von dieser oder je-
ner Kraft besetzt werden können.

Eine auf dem Wege der Unterstellung
unters Vaterland erzeugte Gemein-
schaft unterscheidet sich von einer frei
gewählten grundlegend. Allerdings
nicht dadurch, dass „frei gebildete Ge-
meinschaft“ ohne die formenden Kräf-
te der Gesellschaft denkbar wäre. Zu
der Art und Weise, auf die solche äuße-
ren Bedingungen auf den Lebensstil

wirken, hat in den letzten Jahrzehnten
Pierre Bourdieu Beispielhaftes zu der
strukturierenden Gewalt der materiel-
len Lebensbedingungen ermittelt.

Linke Politik wird klüger handeln,
wenn sie sich mit explizit politischen
Fragen beschäftigt. So ist es z.B. mög-
lich, dass eine erfolgreiche Kritik mili-
tarisierter Außenpolitik letzten Endes
dazu führt, dass den Kindern weniger
Kriegsspielzeug geschenkt wird.Umge-
kehrt geht es indessen nicht; die insbe-
sondere von der grün-alternativen Be-
wegung weit getriebene Ächtung von
Kriegsspielzeug oder ähnlichem mehr
hatte keinerlei Auswirkung auf die po-
litische Bereitschaft, Kriegswerkzeug
einzusetzen.

Martin Fochler
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nanzverhältnisse – Architektur des Anti-Diesseits – Do-

minanz des Imperialen

Kapitel 9: Ideologische Subjektion in den Literaturver-

hältnissen Seite 297 – Entwicklung der Fragestellung –

Bücherverbrennungen: Inszenierung des Bruchs – Kon-

junkturliteratentum: Kampf um den ideologischen Effekt

– Anti-Politik: Wirkungsweise der faschistischen Mas-

senromane – Innere Emigration: Flucht in die ideologi-

sche Subjektivität

Kapitel 10: Die Organisation des Ideologischen im Reichs-

parteitagsfilm Seite 327 –Konstitution der Volksge-

meinschaft durch den Film – Protonazistische Elemente

und Ornament der Masse: Kritik der Ästhetisierungsthe-

se – Die ideologische Transformationsarbeit – Die ideolo-

gische Syntax – Exkurs: Zur Kritik der Kontinuitätsthese

Literatur: S.355. Verzeichnis des audiovisuellen Mate-

rials: S. 373. Verzeichnis der Abbildungen: S. 374

Die AutorInnen: Kapitel 1 Jan Rehmann, Kapitel 2 Wolf-

gang Fritz Haug, Kapitel 3 Manfred Behrens, Kapitel 4

Herbert Bosch, Kapitel 5 Rolf Nemitz, Kapitel 6 Wie-

land Elfferding, Kapitel 7 Chup Friemert, Kapitel 8 Sil-

ke Wenk, Kapitel 9 Eckhard Volker, Kapitel 10 Thomas

Laugstien.
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R 4. Mai. Weimar. Fachtagung der Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe e.V.: Herausgefordert! Hinausbefördert?
Wohnungslose und Wohnungslosenhilfe nach zwei Jahren
Hartz-Gesetzgebung. Der Fachtag der BAG Wohnungslosen-
hilfe e.V. wird sich mit den z.Zt. erkennbaren Konsequenzen
der Hartz-Gesetzgebung in zentralen Bereichen der Woh-
nungslosenhilfe auseinandersetzen: mit den Hilfen in Woh-
nungsnotfällen, den Arbeitshilfen und dem Leistungsaus-
schluss für Personen in stationären Einrichtungen.
Anmeldung und nähere Info: www.bagw.de

12. Mai. Magdeburg. Kommunalpolitische Konferenz der
Linkspartei.PDS zum Umgang mit Rechtsextremisten: Mehr
Demokratie wagen! Gegen rechts! (10.30 Uhr bis 15 Uhr).

18. Mai. Berlin. Ende der Urabstimmungen bei Linkspar-
tei.PDS und WASG über die Verschmelzung der beiden Par-
teien. Die Auszählungen finden am 19. Mai statt.

19. Mai / 20. Mai. München. Gruppe Arbeiterstimme  „Neue
Hoffnungen der Linken?“ Bewegungen in Venezuela, Lage in
Kolumbien usw. München, Kulturladen Westend, Ligsalzstr.
44 (Anmeldungen 0911/ 51 80 381 abends)

21. bis 24. Mai. Sevilla. Kongress des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes.

22. Mai. München. Hauptversammlung des Deutschen Städ-
tetags.

2. Juni. Rostock. Eine andere Welt ist möglich – Aktionen ge-
gen den G8-Gipfel in Heiligendamm. Aufrufe usw. siehe
www.heiligendamm2007.de

6. bis 10. Juni. Köln. 31. Evangelischer Kirchentag.

16. Juni. Berlin. Gründungsparteitag Die Linke.

28./29. September. 72. Parteitag der CSU, Vorstandswahlen.

30. September bis 6. Oktober. Leipzig. 2. Bundeskongress der
Gewerkschaft Verdi.

26 bis 28. Oktober. Hamburg. Programmparteitag der SPD.

4. bis 10. November. Leipzig. 21. ord. Gewerkschaftstag der
IG Metall.

7. bis 9. November. Potsdam. Bundestagung der Bundesar-
beitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V.: Ist soziale Inte-
gration noch möglich? Die Wohnungslosenhilfe in Zeiten ge-
sellschaftlicher Spaltung. Soziale Ungleichheiten und Armut
sind nicht neu, sondern seit langem Bestandteil unserer Ge-
sellschaftsordnung.Während in Zeiten wirtschaftlichen Auf-
schwungs und sozialen Fortschritts die Hoffnung vor-

herrschte, dass sich soziale Ungleichheiten im Laufe der Zeit
abschwächen würden, sehen wir,dass soziale Spaltungen und
Armut in der Gesellschaft zunehmen.Die Bundestagung 2007
soll deshalb in den Handlungsfeldern Arbeit und Beschäfti-
gung, Bildung und Ausbildung, soziale Rechte und 24Men-
schenrechte sowie Wohnen und Gesundheit die tatsächlichen
Chancen wohnungsloser Menschen zur sozialen Integration
untersuchen. Müssen die Ziele sozialer Integration neu defi-
niert werden? Muss der Abbau sozialrechtlicher Ansprüche
aus der Perspektive der Menschenrechte grundsätzlich
hinterfragt werden? Das sind nur einige der Fragen, die der
dreitägige Kongress beantworten möchte.
Nähere Info: www.bagw.de.

32. bis 4. Dezember. Hannover. CDU: 21. Parteitag (Verab-
schiedung des neuen Grundsatzprogramms)

Jahr Monat Wo? Was?
Ter-
min

Wahl-
periode

2007 Mai Bremen Land/Kom. 13.5. 4 Jahre

Mai Bremerhaven Kommunal 13.5. 4 Jahre

2008 Januar Hessen Landtag 27.1. 5 Jahre

Januar Niedersachsen Landtag 27.1. 5 Jahre

Febr. Hamburg Land/Kom. 24.2. 4 Jahre

März Bayern Kommunal 2.3. 6 Jahre

Frühj. Schleswig-Holstein Kommunal 5 Jahre

Herbst Bayern Landtag 5 Jahre

Herbst Brandenburg Kommunal 5 Jahre

2009 Frühj. EU Euro. Parl. 5 Jahre

Frühj. Bundesversamml. Bundespräs 5 Jahre

Frühj. Baden-Württemb. Kommunal 5 Jahre

Frühj. Mecklenb.-Vorp. Kommunal 5 Jahre

Frühj. Rheinland-Pfalz Kommunal 5 Jahre

Frühj. Sachsen Kommunal 5 Jahre

Frühj. Sachsen-Anhalt Kommunal 5 Jahre

Frühj. Thüringen Land/Kom. 5 Jahre

Herbst Bund Bundestag 4 Jahre

Herbst Brandenburg Landtag 5 Jahre

Herbst NRW Kommunal 5 Jahre

Herbst Saarland Landtag 5 Jahre

Herbst Sachsen Landtag 5 Jahre

Quelle: http://www.bundestag.de/parlament/wahlen/wahltermine.html

Vorschau auf Wahlen

Linke Sommerschule in Erfurt
Vorankündigung:

Die Linke Schule im Sommer 2007 findet statt vom 2. bis
5. August in der Jugendherberge Erfurt.

Thema Kurs „Kulturwissenschaften“: Gesellschaft/Ge-
meinschaft.

Thema Kurs „Wirtschaft“: Welthandel, wahrscheinlich
Wirtschaftsraum USA–Europa.


